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(Vorbereitende Rechtsakte)

WIRTSCHAFTS- UND SOZIALAUSSCHUSS

Stellungnahme zu dem Vorschlag fiir eine Richtlinie des Rates zur Verwirklichung des
Grundsatzes der Gleichbehandlung von Miinnern und Frauen, die eine selbstindige

Erwerbstiitigkeit — auch

in der Landwirtschaft — ausiiben,

sowie iiber den

* Mutterschutz (1)
~(84/C 343/01)

Der Rat hat am 2. April 1984 beschlossen, den Wirtschafts- und Sozialausschufl
gemaf Artikel 198 des Vertrages zur Griindung der Europédischen Wirtschaftsgemein-
schaft um Stellungnahme zu dem vorgenannten Vorschlag zu ersuchen.

Die mit der Vorbereitung der Arbeiten beauftragte Fachgruppe Sozialfragen nahm
ihre Stellungnahme am 11. Oktober 1984 einstimmig an. Berichterstatterin war Frau

Heuser.

Der Ausschull verabschiedete folgende Stellungnahme auf seiner 220. Plenartagung
(Sitzung vom 25. Oktober 1984) einstimmig:

1. Allgemeine Bemerkungen

I.1. Der AusschuB begriit die Zielsetzung des
Vorschlags fiir eine Richtlinie zur Verwirklichung
des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Min-
nern und Frauen, die eine selbstindige Erwerbsti-
tigkeit austiben. '

1.2. Er befiirwortet insbesondere die vorgeschla-
gene Regelung iiber den Mutterschutz fiir alle
betroffenen Frauen. In diesem Zusammenhang
weist er jedoch darauf hin, dal die Hauptprobleme
der selbstindig erwerbstitigen Frauen darin liegen,
daB sie in den seltensten Fillen ihre Berufstitigkeit
vor und nach der Niederkunft unterbrechen kénnen,
so daB sich fiir sie in erster Linie ein Arbeitszeitpro-
blem ergibt und weniger ein Problem der Entschidi-
gung fiir Einkommensverluste.

1.3. Die Richtlinie geht auf zwei Gruppen selb-
stindig erwerbstitiger Frauen ein: zum einen auf
die Frauen, die eine selbstindige Erwerbstitigkeit
auf eigene Rechnung betreiben, zum zweiten auf die
groBe Gruppe mitarbeitender Angehériger in Fami-
lienbetrieben.

() ABL Nr.C 113 vom 27. 4. 1984.

1.4. Bei den Frauen, die auf eigene Rechnung
arbeiten, stoBt die Gleichbehandlung von Minnern
und Frauen in der Regel nicht auf grofie Schwierig-
keiten. Dies gilt auch fur die Frauen, die als Arbeit-
nehmerinnen im Betrieb ihres Mannes beschaftigt
sind. Dagegen sind mitarbeitende Frauen ohne
Gesellschafts- oder Arbeitsvertrag in Familienbetrie-
ben wesentlich benachteiligt, da ihr juristischer,
finanzieller und sozialer Status hiufig absolut unge-
sichert ist. Es trifft zwar zu, daB} eine vollkommene
Gleichstellung der mitarbeitenden Ehepartner mit
dem Vorstand des Familienunternehmens dann
nicht gdnzlich méglich ist, wenn an die Fiihrung des
Unternehmens bestimmte fachliche Qualifikationen
gebunden sind, iiber die die Frau nicht verfiigt. Dies
trifft allerdings nur fiir einige Bereiche zu. Alige-
mein dagegen ist das Problem, dall der wesentliche
Beitrag des mitarbeitenden Ehepartners — zumeist
die Ehefrau — an der Aufrechterhaltung und Wei-
terentwicklung des Unternehmens iiberhaupt nicht
anerkannt wird, was eine unhaltbare Benachteili-
gung dieser Personen darstellt. Dies gilt auch fiir
Berufsstinde, bei denen die juristische und soziale
Absicherung privatrechtlich iiber Berufsverbiande
und -kammern geregelt ist.

1.5. Diese Benachteiligung muf3 beseitigt werden,
indem der in dem Familienunternehmen mitarbei-
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tende Ehepartner als einkommenschaffende Person
betrachtet wird. Dabei sollte die ausgeiibte Tatigkeit
nach Quantitit und Qualitit Grundlage fiir die
Anerkennung eines beruflichen Status, die Zahlung
eines Entgelts und das Recht auf soziale Sicherung
sein. Es ist insbesondere darauf zu achten, da3 die
mitarbeitenden Ehepartner im Falle von Krankheit,
Invaliditit, Alter, Mutterschaft und der Trennung
vom Ehepartner, aus welchen Griinden auch immer,
abgesichert sind. Diese Sicherung sollte im Rahmen

der jeweils im Land geltenden versicherungsrechtli-

chen Bestimmungen erfolgen.

1.6. Die vorliegenden Kommissionsvorschliage
beriicksichtigen die dazu notwendige Schaffung
eines Berufsstatus fiir die im Familienbetrieb Mitar-
beitenden, das Recht auf ein eigenes Einkommen
und auf soziale Sicherheit, und finden insofern die
Zustimmung des Ausschusses. Es muf} jedoch dar-
auf hingewiesen werden, daB die Personen, die
unentgeltlich in Familienbetrieben arbeiten, vor
allem in der Landwirtschaft beschiftigt sind, wo die
Arbeits- und Einkommensbedingungen derzeit sehr
schwierig sind, so daB die finanziellen Vorausset-
zungen zur praktischen Umsetzung der vorliegenden
Richtlinie haufig nicht gegeben sein werden. Es
wire deshalb zu iiberlegen, ob nicht positive Aktio-
nen zur Unterstiitzung der vorliegenden Kommis-
sionsvorschldge moglich wiren. Zu denken wire
dabei etwa an finanzielle Unterstiitzungen unter
Ausnutzung aller gemeinschaftlichen Instrumente,
z. B. auch des Europiischen Sozialfonds. Dariiber
hinaus konnte den Berufsverbanden und -organisa-
tionen vorgeschlagen werden, Muster fiir Vertrige
oder Vereinbarungen iiber eine Zusammenarbeit
zwischen Ehegatten zu erarbeiten, die das Einkom-
men, den Berufsstatus und eventuell die soziale
Sicherung des mithelfenden Familienangehorigen
betreffen. Der Ausschuf3 fordert die Kommission in
diesem Sinne auf, nach weiteren Moglichkeiten zu
suchen, die zur Forderung der praktischen Verwirk-
lichung des vorliegenden Richtlinienvorschlags bei-
tragen.

1.7. Dariiber hinaus weist der Ausschuf3 darauf
hin, daB zur Umsetzung des Richtlinienvorschlags
die Offentlichkeitsarbeit besondere Bedeutung hat,
wobei vor allem die betroffenen Frauen auf ihre
neugewonnenen Rechte und Maoglichkeiten auf-
merksam gemacht werden miissen.

2. Besondere Bemerkungen
2.1.  Artikel 2

Der AusschuB bemerkt, daB das Wort ,,entschei-
dend* in Artikel 2 Buchstabe b) sowohl quantitativ
als auch qualitativ gesehen werden mull und so ver-
standen werden sollte, da die Formulierung MiB-
brauch ausschlieBen soll.

2.2. Artikel 4

Die praktische Durchsetzung des Rechts auf Chan-
cengleichheit fiir Méanner und Frauen in einigen
Lindern hat gezeigt, daB dieses Recht kaum zu
realisieren ist, wenn es nicht mit der Auferlegung
von Sanktionen verbunden ist. Es wire deshalb zu
erwigen, die Mitgliedstaaten dazu aufzufordern, im
Falle des eindeutigen Nachweises der Diskriminie-
rung bei der Gewihrung von Krediten Sanktionen
ins Auge zu fassen, damit der Grundsatz der Gleich-
behandlung tatsédchlich realisiert wird.

2.3. Artikel 5

Der Ausschufl schldgt vor, den Text nach den Wor-
ten ,,Griindung einer Gesellschaft* wie folgt zu
erginzen: ,,oder das Zustandekommen einer Verein-
barung iiber eine Zusammenarbeit*‘.

2.4. Artikel 7 Buchstabe a)

In bezug auf die Formulierung ,,oder jeder anderen
Form* weist der AusschuB3 darauf hin, daBl dieser
Ausdruck nicht dazu fihren darf, daB dem Grund-
satz der Gleichbehandlung zuwidergehandelt und
das Prinzip ad absurdum gefiihrt wird.

Dariiber hinaus spricht sich der AusschuB3 dafiir aus,
den zweiten Teil des Satzes in folgender Weise
umzuformulieren: ,,diese Gegenleistung sollte der
effektiven Titigkeit im Unternehmen angemessen
sein und darf nicht iiber der Vergiitung liegen, die
einem Dritten fiir gleichwertige Arbeiten gezahlt
worden wire*‘.

2.5. Artikel 7 Buchstabe b)

Der Ausschufl unterstreicht die Notwendigkeit, daB
mitarbeitende Familienangehorige eigene Sozialver-
sicherungsanspriiche erwerben koénnen. In diesem
Zusammenhang ist aber zu beriicksichtigen, daB
abhidngig vom jeweils geltenden Versicherungssy-
stem eigene Versicherungsanspriiche auch eigene
Beitragsleistungen bedingen kénnen.

2.6. Artikel 7 Buchstabe c)

Es muBB beachtet werden, dafl eine entsprechende
Eintragung in das Register der Berufskammer oder
des Berufsverbands nicht bedeuten kann, daB der
mitarbeitende Familienangehérige die gleichen
Rechte erwerben kann wie der selbstindig Erwerbs-
titige, wenn die Mitgliedschaft in den genannten
Institutionen an  bestimmte  Qualifikationen
gekniipft ist. Vielmehr ist daran gedacht, durch die
Eintragung dem mitarbeitenden Ehepartner einen
beruflichen Status und seiner Tatigkeit im Unter-
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nehmen entsprechende Rechte zu verschaffen. Hier-
bei miiite abgekliart werden, welche Daten im ein-
zelnen erfalt werden sollten.

Dies muB selbstverstindlich im Rahmen der gelten-
den Bestimmungen in den einzelnen Lindern lie-
gen. Dariiber hinaus wire aber auch an die Schaf-
fung eines eigenen Verbands der mithelfenden
Familienangehoérigen zu denken.

2.7. Artikel 7 Buchstabe d)

Fiir den Ausschuf} ist keine Verletzung des Grund-
satzes der Gleichbehandlung von Ménnern und
Frauen ersichtlich, wenn die Interessenorganisatio-
nen der selbstindigen Erwerbstitigen das aktive
und passive Wahlrecht geschlechtsneutral vom Sta-
tus des selbstindigen Erwerbstitigen abhingig
machen. Der Ausschuf3 sieht daher keinen Grund,
weshalb es nicht der freien Entscheidung dieser
Organisationen tiberlassen bleiben kann, aktive Mit-

Geschehen zu Briissel am 25. Oktober 1984.

wirkungsrechte auch auf mithelfende Ehegatten zu
ibertragen.

Artikel 9

Der AusschuB3 weist an dieser Stelle nochmals dar-
auf hin, daB8 die erforderlichen MaBnahmen zur
Durchsetzung des Grundsatzes der Gleichbehand-
lung mit einschlieBen sollten, bei Diskriminierung
Sanktionen zu ergreifen, da die praktische Durchset-
zung der vorliegenden Richtlinie sonst nicht erreicht
werden konnte.

Artikel 12

Der AusschuB nimmt die vorgeschlagene Frist zur
Kenntnis, weist jedoch auf die Schwierigkeiten hin,
die in einigen Mitgliedslindern bei der Umsetzung
der Richtlinie bestehen konnten. Er spricht sich in
diesem Zusammenhang dafiir aus, die Verwirkli-
chung der Richtlinie in allen Lindern so bald wie
maglich zu gewihrleisten.

Der Prdsident
des Wirtschafts- und Sozialausschusses

Gerd MUHR

Stellungnahme zu dem Vorschlag fiir einen Beschlufl des Rates iiber ein Programm zur
Bewirtschaftung und Lagerung radioaktiver Abfille (1985—1989) (1)

(84/C 343/02)

Der Rat beschloB am 17. Mai 1984, den Wirtschafts- und SozialausschuB gemiB Arti-
kel 7 des Vertrages zur Griindung der Europaischen Atomgemeinschaft um Stellung-
nahme zu dem vorgenannten Vorschlag zu ersuchen.

Die mit der Vorbereitung der Arbeiten beauftragte Fachgruppe Energie und Atomfra-
gen nahm ihre Stellungnahme am S. Oktober 1984 an. Berichterstatter war Herr Pear-

son, der seinen Bericht miindlich erstattete.

Auf seiner 220. Plenartagung (Sitzung vom 25. Oktober 1984) verabschiedete der Aus-

schuB einstimmig folgende Stellungnahme:

1. Gesamtbeurteilung

1.1. Aufgrund der nachstehenden Uberlegungen
befiirwortet der Ausschuf3 nachdriicklich den vorlie-
genden Kommissionsvorschlag:

— im Kommissionsvorschlag geht es um das dritte
Programm zur Bewirtschaftung und Lagerung
radioaktiver Abfille;

(") ABI Nr. C 166 vom 26. 6. 1984.

— die Kernenergie nimmt in der Stromerzeugung
der Europdischen Gemeinschaft einen wichti-
gen Platz ein;

— gleichwohl miissen fiir die Forschung iiber alter-
native Energiequellen auch weiterhin Mittel
bereitgestellt werden;;

— Grundvoraussetzung fiir den verantwortungs-
vollen Einsatz von Kernenergie ist die sichere
Handhabung und Endlagerung von Nuklearab-
fallen.
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1.2. Gleichwohl méchte der AusschuBl einige
Bemerkungen vorbringen, die zum Teil auf den
Erkenntnissen beruhen, die seine zustidndige Stu-
diengruppe bei ihrem Besuch des belgischen Kern-
forschungszentrums in Mol gewinnen konnte.

2. Allgemeine Bemerkungen

2.1. Gegenwirtig ist in der Offentlichkeit eine
wachsende Besorgnis in bezug auf den Umgang mit
und der Lagerung von radioaktiven Abfillen zu
beobachten. Diese Sorge ist durchaus verstindlich.
Es muB alles Erdenkliche getan werden, um Mensch
und Umwelt wirksam zu schiitzen. Die Vorschlige
der Kommission zeigen, daB3 sie entschlossen an
ihrem Ziel festhilt, das Problem der Bewirtschaf-
" tung und Endlagerung radioaktiver Abfille jedwe-

der Zerfallszeit zu 16sen, was diese Aktion im hoch-

sten Mafle rechtfertigt.

2.2. Der Ausschuf3 hilt ein drittes Fiinfjahrespro-
gramm fiir absolut gerechtfertigt, wenn auch zum
gegenwirtigen Zeitpunkt eine genaue Beurteilung
des zweiten Programms noch nicht méglich ist;
doch sind nach seiner Uberzeugung die fritheren
Programme sehr erfolgreich verlaufen. Die F+E-
Arbeit auf dem Gebiet der Lagerung von Atommiill
jedweder Art wird auf internationaler Ebene bislang
gut und effizient koordiniert. Einschrinkende
Rechtsvorschriften in einigen Mitgliedstaaten ver-
hindern allerdings eine groBBtmogliche Effizienz.

2.3. Nach Auffassung des Ausschusses wird der
Kommissionsvorschlag durch die parallel zu diesem
Vorschlag laufenden anderen F+ E-Projekte noch
gestiitzt, insbesondere auf dem Gebiet des Strahlen-
schutzes (1), der Verbringung radioaktiven Materials
innerhalb der EG (%), der in der Gemeinsamen For-
schungsstelle (Ispra) durchgefiihrten Forschungsar-
beiten iiber die Bewirtschaftung radioaktiver
Abfille (3), der Sicherheit von Kernanlagen und Fra-
gen grenziiberschreitender Radioaktivitét (4) sowie
der Stillegung von Kernenergieanlagen (°). Der Aus-
schuB nimmt zur Kenntnis, daB die Durchfiihrungs-
empfehlung zu Artikel 37 des EAG-Vertrags kiirz-
lich gedndert wurde. Die Einsetzung der neuen BPA
(in diesem Fall der beratende Verwaltungs- und
Koordinierungsausschuf fiir Kernspaltung) sollte zu
einer engeren Koordinierung zwischen allen Seiten
fithren, die mit Problemen der Beseitigung radioak-
tiver Abfille konfrontiert werden.

2.4. Der AusschuBB erkennt an, daBl dieser Vor-
schlag hinreichend in den Zwdlfjahresaktionsplan
auf diesem Gebiet eingebaut ist. Er ist ferner dar-

(") ABL Nr.C 179 vom 6. 7. 1983.
(®» Dok. KOM(84) 233 endg.

() ABL Nr. C 250 vom 19. 9. 1983.
(9 ABL Nr. C 338 vom 15. 12. 1983.
(’) ABIL Nr.C68 vom 9. 3. 1984.

iber befriedigt, daB die gemeinschaftliche For-
schung auf Kostenteilungsbasis und innnerhalb der
Gemeinsamen Forschungsstelle durchgefiihrt wird.

3. Besondere Bemerkungen

3.1. Der AusschuBl befiirwortet die Vorschlige in
Teil A des Anhangs zum Kommissionsvorschlag,
die auf den Erfahrungen mit der Lagerung aller
bekannten Formen von radioaktiven Abféllen basie-
ren.

3.2. Der Ausschufl nimmt zur Kenntnis, da3 Teil B
ein neues Stadium auf dem Gebiet der Zwischenla-
gerung und Endlagerung hochaktiver langlebiger
Abfille darstellt. Wie in Teil B vorgeschlagen,
konnte der Bau unterirdischer F+ E-Laboratorien in
geologischen Formationen letztendlich zur Einrich-
tung regelrechter unterirdischer Industrieanlagen
fiihren.

3.3. Das Mirage-Projekt (Wanderung von Radio-
nukliden in der Geosphire) ist hochtechnisch und
kompliziert, aber nach Meinung des Ausschusses fiir
die weitere Erforschung der moglichen Radionu-
klidmigration in die Geoshpédre von grundlegender
Bedeutung. Vor allem miissen neue Erkenntnisse
iber die Moglichkeiten der verschiedenen vorhan-
denen geologischen Formationen zur Begrenzung
der radioaktiven Wirkung gelagerter Abfille gewon-
nen werden.

3.4. Die von drei Mitgliedstaaten durchgefiihrten
Projekte sollten finanziell angemessen ausgestattet
werden. Sofern sich weitere Mitgliedstaaten daran
beteiligen, miissen entweder zusitzlich EG-Mittel
bereitgestellt oder aber die Forschungskosten von
den jeweiligen Mitgliedstaaten selbst getragen wer-
den.

3.5. Die breite Offentlichkeit sollte besser iiber die
Materie aufgeklirt werden, denn durch besseres Ver-
stindnis lassen sich unbegriindete Angste abbauen.
SchlieBlich gibt es Abfille unterschiedlicher Radio-
aktivitdt und Zerfallszeit. Auch werden manchmal
radioaktive Emission und radioaktiver Abfall ver-
wechselt. Diese Varianten konnen aber die unter-
schiedlichsten Wirkungen haben. Die Unterschiede
zwischen genetischen und somatischen Wirkungen
z. B. werden so gut wie niemals erklédrt. Der erfor-
derliche Schutz der in diesem Sektor Beschiftigten
muB mit fortschreitender Entwicklung des Kennt-
nisstands und der Technologie entsprechend ange-
paBt werden.

Bei einem Zwischenfall im Zusammenhang mit der
Behandlung und Lagerung radioaktiver Abfille soll-
ten die Fakten und Daten den zustindigen Behor-
den aller Mitgliedstaaten unverziiglich zugénglich
gemacht werden, damit die entsprechenden Notein-
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satzpline greifen konnen. Die Nebenwirkungen
miissen sich nicht immer sofort einstellen. Geneti-
sche Effekte werden erst in der nichsten Generation
physiologisch sichtbar.

4. Erginzende Bemerkungen

Der Ausschuf8 mdchte nachstehende Bemerkungen
vorbringen:

4.1. Der AusschuB teilt die Auffassung, daB die
Bewirtschaftung und Lagerung radioaktiver Abfille
alle Mitgliedstaaten angeht, auch diejenigen, die
keine Kernspaltungsanlagen betreiben.

4.2. Trotz der derzeitigen Kenntnisse iiber die phy-
sikalischen Zusammenhinge fiir eine Losung dieses
Problems sollte den ferngesteuerten Verfahren zur
Abfalltrennung groBere Prioritdt eingerdumt wer-
den, damit die Umwandlung hochradioaktiver lang-
lebiger Abfille in kurzlebige Elemente schneller vor-
ankommt.

4.3. Nach Ansicht des Ausschusses sollten die Mit-
gliedstaaten zu einem flexibleren Vorgehen in der
Frage der Endlagerung radioaktiver Abfille ermu-
tigt werden. Nicht alle Mitgliedstaaten verfiigen
iiber die entsprechenden geologischen Formationen
fir eine hochsteffiziente Endlagerung. Salz-, Ton-
und Granitformationen eignen sich fiir die Lagerung
und sind sogar komplementir. Ohne Zweifel wird
der Kommissionsvorschlag iiber die Verbringung

Geschehen zu Briissel am 25, Oktober 1984.

radioaktiven Materials auch die erforderlichen
SicherheitsmaBnahmen fiir die Verbringung von
Nuklearmiill zu den am besten geeigneten Endla-
gern innerhalb der Gemeinschaft enthalten. Zuvor
muB aber das gesetzliche und wirtschaftliche Instru-
mentarium der Mitgliedstaaten entsprechend har-
monisiert werden.

4.4. Zwar sind die meisten Mitgliedstaaten um die
sichere = Zwischenlagerung von  Kernabfillen
bemiiht, aber es erscheint nicht verniinftig, eine
Politik zu verfolgen, die eine Wartezeit von wenig-
stens 50 (wenn nicht sogar bis zu 100 Jahren) bis zu
einer Entscheidung iiber die Schaffung von Einrich-
tungen zur Lagerung hochradioaktiver langlebiger
Abfille beinhaltet.

4.5. Der AusschuB ist sich dariiber im klaren, daf
die Endlagerung radioaktiver Abfille ein relativ
neues Problem darstellt. Es ist nicht auszuschlieBen,
daB auch noch weitere Schwierigkeiten auftreten
werden, fiir die dann eine Losung gefunden werden
muB. Wegen der auBerordentlichen Bestdndigkeit
bestimmter Arten von Nuklearabfillen wird die zu
lagernde Menge stindig zunehmen. Daher ist der
Ausschuf8 dariiber erfreut, daBl es zwischen allen
Léindern innerhalb und auBerhalb der Européischen
Gemeinschaft, die mit Kernspaltung zu tun haben,
eine aktive Zusammenarbeit gibt. Nur bei einer
umfassenden internationalen Zusammenarbeit aller
Beteiligten konnen Mensch und Umwelt vor den
moglichen Folgen der Lagerung radioaktiver
Abfille besser geschiitzt werden.

Der Prdsident
des Wirtschafts- und Sozialausschusses

Gerd MUHR

Stellungnahme zu dem XIIL Bericht iiber die Wettbewerbspolitik der Kommission der
Europiiischen Gemeinschaften

(84/C 343/03)

Die Kommission der Europdischen Gemeinschaften beschlo3 am 11. April 1984, den
Wirtschafts- und Sozialausschu um Stellungnahme zu dem vorgenannten Bericht zu

ersuchen.

Die mit der Vorbereitung der Arbeiten beauftragte Fachgruppe Industrie, Handel,
Handwerk und Dienstleistungen nahm ihre Stellungnahme am 3. Oktober 1984 an.

Berichterstatter war Herr Bagliano.

Der AusschuBl verabschiedete auf seiner 220. Plenartagung (Sitzung vom 25. Oktober
1984) ohne Gegenstimmen bei fiinf Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme:
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1. Wettbewerbspolitik — Methodischer Ansatz

Der Wirtschafts- und SozialausschuB8 stellt mit
Befriedigung fest, daB der Begriff Wettbewerbs-
»Politik* — auf den er bereits in seiner ersten Initia-
tivstellungnahme vom 30. April 1981 besonderen
Wert gelegt hatte — nunmehr auch der gefestigten
Uberzeugung der Kommission entspricht, die nim-
lich den ,ersten Teil*“ ihres XIII. Berichtes mit der
Uberschrift ,,Allgemeine Wettbewerbspolitik* verse-
hen hat.

Mit einer rein juristischen Methode lassen sich
effektiv die aktuellen Wettbewerbsprobleme in der
Gemeinschaft nicht 16sen: erforderlich ist die Einbe-
ziehung — im Kontext und in kohirenter Weise —
samtlicher anderer Politiken mit globalen Zielset-
zungen. Zu einer Wettbewerbs-,,Politik* gehért fer-
ner ein dynamischer evolutiver Ansatz unter Beriick-
sichtigung des Umfeldes. Es ist angebracht, sich
diese Grundsitze stets vor Augen zu halten.

Zwecks volliger Ubereinstimmung mit diesem Kori-
zept — das anders ausgedriickt mit einem korrekten
Problemansatz identisch ist — sind jedoch die fiir
die Anwendung der Vertragsbestimmungen bedeut-
samen Umstinde ganzheitlich unter Beriicksichti-
gung interdependenter Faktoren sowie all jener Fak-
toren auszulegen, die Merkmale der derzeitigen
Krise sind (Arbeitslosigkeit, Inflation, Riickstand
der Gemeinschaft bei einigen Spitzentechnologien
und in einigen fithrenden Sektoren, hohe Kreditko-
sten, einige negative Faktoren aufgrund der erreich-
ten und zunehmenden Wettbewerbsfahigkeit einiger
Schwellenlidnder).

Deswegen geht der AusschuBl in dieser Stellung-
nahme den Problemen in derselben Reihenfolge
nach, wie sie im XIII. Bericht behandelt sind; er halt
diese Probleme heute fiir offenkundiger und gravie-
render und gibt dazu seine eigenen Bewertungen
sowie einige konkrete Hinweise ab.

2. Krise und Wettbewerb — Neue Miirkte

Da Krise und Wettbewerb zu einem zentralen
Thema geworden sind, verweist der Ausschul3 dar-
auf, daB unter den groBen Leitlinien der Gemein-
schaftspolitiken die ErschlieBung neuer Absatzge-
biete, d. h. neuer Mairkte fiir Erzeugnisse aus der
Gemeinschaft, hervorzuheben ist, was zweifellos
positive Auswirkungen auf die Beschiftigung haben
diirfte.

Die Wettbewerbsfihigkeit in der Gemeinschaft ist
zweifellos Zielsetzung und Problem zugleich und
muf unbedingt gewahrt werden; ein gesunder Wett-
bewerb in der Gemeinschaft 148t sich jedoch nicht
aufrechterhalten, wenn nicht auch gleichzeitig auf
die Stirkung einer effizienten externen Wettbe-
werbsfdhigkeit der Gemeinschaft hingearbeitet wird.

Dieses Ergebnis 14Bt sich dadurch erreichen, daB
gerade im Rahmen aktiverer und stirker zielgerich-
teter AuBenhandelsbeziehungen fiir die Erzeugnisse
und Handelsgiiter aus der Gemeinschaft neue
Absatzmairkte erschlossen werden.

Bei einer globalen Betrachtung der Probleme und
der Beziehungen zwischen der Gemeinschaft und
den iibrigen GroBrdumen hilt der AusschuB3 einen
Hinweis auf die positiven Aspekte einer weniger
kurzfristigen Perspektive fiir geboten, damit die
Gelegenheiten wahrgenommen werden, die sich aus
den unverkennbaren Anzeichen eines Aufschwungs
in den USA ergeben und ihn auch in Europa ankiin-
digen, wo das Potential an Ressourcen fiir For-
schung und Ausbildung vorrangig die groBte Kon-
zentration sdmtlicher Krifte wert sein muB.

3. Wettbewerb, Steuern und Gesellschaftsrecht

Der AusschuBl méchte die Gelegenheit wahrneh-
men, auf die fir die Wettbewerbssituation erhebli-
chen steuerlichen Unterschiede zwischen den Mit-
gliedstaaten nachdriicklich hinzuweisen.

In dieser Hinsicht ist nicht bloB die Harmonisie-
rungspolitik aktiver zu verfolgen, sondern es sind
auch, wo moglich, gemeinschaftlich geprigte
Grundsitze einzufiihren und gemeinschaftliche
Instrumente zu schaffen.

Einen beachtlichen Beitrag kann in dieser Bezie-
hung auch das bereits auf Gemeinschaftsebene kon-
zipierte Gesellschaftsrecht leisten; der Ausschuf3
duflert daher nochmals den Wunsch, daB3 das Statut
fiir eine europidische Aktiengesellschaft méoglichst
rasch Wirklichkeit werden mége, und betont die
Notwendigkeit, den Verordnungsentwurf iiber die
»Europdische Kooperationsvereinigung* endlich zu
verabschieden.

4. Die Gemeinschaft und die internationalen Orga-
nisationen

Im Rahmen der Beziehungen zur OECD, UNC-
TAD und UNO werden sehr wichtige Probleme
erortert, deren Thematik von internationalen Inve-
stitionen zu wettbewerbsbeschrinkenden Praktiken,
von AntidumpingmaBnahmen zu Exportkartellen,
vom Offentlichen Vergabewesen bis zu neuen Gele-
genheiten fiir eine internationale Zusammenarbeit
reicht.

Gerade da die Priasenz der Gemeinschaft an den
internationalen Konferenztischen, an denen diese
groflen Themen ertrtert werden, ebenso heikel wie
wichtig ist, duBert der Ausschull den Wunsch, daB3
die Kommission ausfiihrlichere Informationen lie-
fern und das Verfahren vorbereitender Konferenzen
einschlagen moge.
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Auch die Konferenz der Vereinten Nationen iiber
den internationalen Verhaltenskodex fiir Technolo-
gietransfer verdient die groBte Aufmerksamkeit sei-
tens sdmtlicher Gemeinschaftsinstitutionen sowie
der wirtschaftlichen und sozialen Kreise.

5. Der XIII. Bericht und der WSA — Bilanz

Der XIII. Bericht geht in gebiihrender Weise auf die
Beziechungen zum Europidischen Parlament am
Ende seiner Mandatsperiode ein. Die Kommission
legt ein besonders ausfiihrliches Verzeichnis der
vom Parlament in den vergangenen Jahren aufge-
worfenen Fragen vor und gibt an, welchen stattgege-
ben wurde und welche nicht beriicksichtigt wurden,
wobei sie die eigenen Entscheidungen auch ausfiihr-
lich begriindet. Dies ist eine vorziigliche Methode.

Der Ausschuf3 hilt eine entsprechende Bilanz iiber
die Weiterbehandlung der in seinen fritheren Stel-
lungnahmen enthaltenen Forderungen seitens der
Kommission fiir ebenso niitzlich und wiinschens-
wert. Ferner hilt er es auf jeden Fall fiir interessant
und angebracht, die Kommission auf folgende
Punkte hinzuweisen:

a) Die Anwendung des gemeinschaftlichen Wett-
bewerbsrechts durch die einzelstaatlichen
Gerichte.

Der AusschuB begriiBBt die von der Kommission
entwickelten Leitlinien, verweist jedoch gleich-
zeitig auf die absolute Notwendigkeit, Mittel zu
finden, um zu verhiiten, daB die unmittelbare
Anwendung von Artikel 85 und 86 EWG-Ver-
trag seitens der Gerichte der Mitgliedstaaten zu
einer nichtharmonisierten, wenn nicht sogar
divergierenden Anwendung des gemeinschaftli-
chen Wettbewerbsrechts in den einzelnen Mit-
gliedstaaten fiihrt.

Ferner empfiehlt der Ausschuf3, dem Stand und
der Entwicklung der einzelstaatlichen wettbe-
werbsrechtlichen Vorschriften grofiere Aufmerk-
samkeit und Beachtung zu schenken wie auch
dem EinfluB, den die Auslegung und die
Anwendung der Gemeinschaftsnormen auf die
einzelstaatlichen Rechtsordnungen haben kon-
nen.

b) Was die in Priifung befindlichen Initiativen zur
Ausweitung der Klagemoglichkeiten auf Scha-
densersatz seitens Privatpersonen betrifft, so
beurteilt der AusschuB deren abschreckende
Wirkung positiv, doch bittet er die Kommission
um besondere Vorsicht: Die Ergebnisse werden
kritisch iiberpriift werden miissen. Es handelt
sich jedoch vor allem um eine Verbesserung in
vertraglicher Hinsicht, wobei auch eine iibermé-
Bige Zunahme der Rechtsstreitigkeiten vor den
nationalen Gerichten zu vermeiden ist.

Die ,,Rechtssicherheit* muB auf jeden Fall eine

prioritire Voraussetzung und ein prioritires Ziel
bilden.

¢) - Was die Preispolitik der Unternehmen im Sek-
tor Banken und Versicherungen betrifft, so ist
anzuerkennen, daB3 die Kommission der Forde-
rung des Ausschusses nachgekommen ist (siche
den vierten Teil des Berichtes).

d) Hingegen vermag der Ausschufl in bezug auf
den erneut gednderten Verordnungsvorschlag
iber die Kontrolle von Unternehmenszusam-
menschliissen nicht die Auffassung der Kom-
mission zu teilen (Ziffer 52 des Berichtes), daB
in dem neuen Vorschlag der Stellungnahme des
Ausschusses Rechnung getragen werde. Viel-
mehr ist festzustellen, daB die ergidnzenden und
abindernden Vorschldge aus der Stellungnahme
nicht beriicksichtigt wurden.

e) Der AusschuB stellt schlieBlich mit Bedauern
fest, daB die Kommission, obwohl sie schon in
der Einleitung zum Bericht auf die Bedeutung
des ,,positiven und nicht blof} repressiven
Aspekts der Wettbewerbspolitik verweist, mit
keinem Wort auf seine Forderung eingeht, zur
Unterstreichung des genannten positiven
Aspekts regelmaBig ,,Mitteilungen® zu spezifi-
schen Themen (und nicht bloBl zu Gruppenfrei-
stellungsverordnungen) wie auch ,,guide-lines*
erscheinen zu lassen, um den Unternehmen
zusitzliche Referenz- und Orientierungsmateria-
lien an die Hand zu geben. Als Themen, die
Gegenstand derartiger ,,Mitteilungen* sein
kénnten, fiihrt der Ausschufl die Gemein-
schaftsunternehmen (joint-ventures) (Ziffern 53
bis 55) an. Er ist sich der Bedeutung dieser
Form der Kooperation fiir die Starkung der
Wettbewerbsfihigkeit der europdischen Indu-
strie und fir den technologischen Fortschritt
bewuft sowie der daraus resultierenden Dring-
lichkeit, den Unternehmen einen entsprechen-
den rechtlichen Rahmen und die entsprechen-
den Rechtsinstrumente bereitzustellen.

f) Die ausdriickliche Bestdtigung der Praxis, den
AusschuBB zu Vorentwiirfen von Gruppenfrei-
stellungsverordnungen zu konsultieren, ist zwei-
fellos zu begriiBBen.

g) In bezug auf die Entwiirfe fiir ,,Forschungs- und
Entwicklungsvereinbarungen und ,,Patentli-
zenzvereinbarungen'* anerkennt der Ausschuf,
daB sich die Kommission den Bemerkungen der
gesellschaftlichen und berufsstandischen Kreise
gegeniiber sehr aufgeschlossen und koopera-
tionsbereit gezeigt hat.

h) In diesem Bereich gibt sich der AusschuB mit
den erreichten Resultaten zufrieden und duBert
den Wunsch, daB diese fruchtbare Zusammen-
arbeit auch bei den noch in der Diskussion
befindlichen Verordnungsentwiirfen wirksam
werden moge.

Hier ist der Verordnungsentwurf iiber ,Ver-
triebsvereinbarungen im Kraftfahrzeugsektor®
zu nennen, zu dem er 1983 seine Stellungnahme
abgegeben hat, die die Kommission aber ledig-
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lich erwdhnt, ohne ein Wort iiber ihren sachli-
chen Inhalt zu verlieren.

i) Der Ausschuf8 befiirwortet ferner eine grofB3ere
Klarheit der Texte im Interesse der Empfinger
— bei denen es sich um Unternehmen und nicht
um Sachverstindige handelt — und jedenfalls
im Interesse einer groBeren ,,Rechtssicherheit*.

6. KMB und Handwerk

Was die Wettbewerbspolitik und die Klein- und
Mittelbetriebe betrifft, so stellt der Ausschull fest,
daB diesem wichtigen Thema im XIII. Bericht
gerade im ,,Europdischen Jahr der Klein- und Mit-
telbetriebe und des Handwerks* ein duBlerst knap-
pes und allgemeines Kapitel gewidmet ist.

Der AusschuB3 nimmt die Verdffentlichung eines
Leitfadens iiber die Wettbewerbsvorschriften zur
Kenntnis, mit dem die Kenntnis des Gemeinschafts-
rechts verbreitet werden soll, und bemerkt, daB sich
die Politik der Kommission nicht in Gruppenfrei-
stellungsverordnungen erschdpfen darf, sondern
auch eine wirksame flexible Anwendung der Wett-
bewerbsregeln in samtlichen von Verordnungen
nicht erfaBBten Bereichen gewéhrleisten muf}, wobei
die realen Bediirfnisse der KMB besser zu beriick-
sichtigen sind.

7. Vertriebsvereinbarungen

Unter den ,besonderen Entwicklungen in der
Gemeinschaft“ im Bereich des Wettbewerbs neh-
men die ,,Vertriebsvereinbarungen‘ weiterhin den
ersten Platz ein. ‘

Im Bericht werden die Ergebnisse eines internatio-
nalen Studienseminars zusammengefafit, das in
Zusammenarbeit mit der franzosischen Regierung in
StraBburg am 5./6. Dezember 1983 veranstaltet
wurde, liber das jedoch weder vorher noch nachher
wirklich ausreichend informiert wurde. Wenn es
jedoch das Ziel dieses Studienseminars war, die
Unterschiede in den Organisations-, Handels- und
Marktstrukturen zwischen den USA und der EWG
herauszuarbeiten, so kam die Initiative mindestens
verspatet.

Zum Thema ,Vertrieb* verfiigte die Kommission
iiber zahlreiche und wiederholt vorgetragene Bemer-
kungen des Europdischen Parlaments wie auch des
Wirtschafts- und Sozialausschusses, aber weder in
die beiden Verordnungen zur Ablosung der legenda-
ren Verordnung Nr. 67/67/EWG noch in den Ver-
ordnungsentwurf iber Vertriebsvereinbarungen im
Kraftfahrzeugsektor — was letzteren betrifft, wenig-
stens bis jetzt nocht nicht — sind der Geist der
Anregungen und noch weniger der Grofteil der
konkreten Forderungen eingegangen.

Das Europidische Parlament seinerseits hat stets
empfohlen — und der Ausschuf3 stimmt voll und
ganz zu —, das Vertriebsproblem mehr unter wirt-
schaftlichen und nicht rein rechtlichen Gesichts-
punkten zu betrachten; es hat dabei vor der Gefahr
gewarnt, sich in einer Detailregelung zu verlieren,
und hat die Ausarbeitung allgemeiner Leitlinien
befiirwortet, auch um die hohe Anzahl unerledigter
Meldungen zu verringern.

Der AusschuB hat ferner vor der weiteren Gefahr
einer sektoralen Regelung gewarnt, die nicht nur der
Rechtsgrundlage entbehrte, sondern auch den biiro-
kratischen Apparat der Gemeinschaft aufblahen
und schwerfilliger machen wiirde und ihn von sei-
nen eigentlichen Aufgaben einer sorgsamen Uber-
wachung, einer flexiblen Beurteilung und eines
rechtzeitigen Eingreifens im MiBbrauchsfalle abhal-
ten wiirde.

Ferner sind die Urteile des Gerichtshofes, die sich
im iibrigen stets auf Einzelfille und bestimmte Sek-
toren beziehen, korrekterweise in erster Linie dahin
gehend auszulegen, effektive Wettbewerbsverzerrun-
gen zu unterbinden, gesehen im weiteren Rahmen,
daBl die Gemeinschaft in einen immer schirferen
internationalen Wettbewerb eingebettet ist.

8. Abbau struktureller Uberkapazititen

In bezug auf gemeinsame MaBnahmen zum Abbau
struktureller Uberkapazititen stellt der Ausschuf
fest, daB die Kommission auf der Grundlage der im
XII. Bericht niedergelegten Leitsdtze nunmehr ihre
Theorie in konkreten Fillen der Struktursanierung
in die Praxis umgesetzt hat.

Da es sich um Fille mitunter ganzer Branchen mit
besonders schwerwiegenden Beschéftigungsproble-
men handelt, begriiBit es der AusschuB}, daB sich die
Kommission darum bemiiht, die Einhaltung funda-
mentaler Grundsitze der Wettbewerbsregeln mit der
unausweichlichen Notwendigkeit in Einklang zu
bringen, die u.a. durch Uberkapazititen und das
Erfordernis von Struktursanierungen geprigte Reali-
tit zu beriicksichtigen.

Es geht aber nicht einzig und allein darum, Uberka-
pazititen festzustellen und sich Gedanken um ihre
Verringerung zu machen, sondern es miissen vor
allem auch ihre Ursachen analysiert werden, die
konjunkturell oder strukturell bedingt sein kénnen,
wobei Entscheidungen immer stirker durch eine
grindliche Analyse der betreffenden Markte und
Sektoren abzustiitzen sind.

Auch in diesen Fillen sind simtliche gemeinschaft-
liche MaBBnahmen in kohidrenter Weise anzuweden,
um den unerldBlichen Beitrag zur Struktursanierung
und zur Beseitigung der Ursachen der spezifischen
Fille struktureller Uberkapazitiiten zu leisten.
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9. Geldbuflien

Was die Politik der Kommission betreffend Geldbu-
Ben betrifft, so ist der Ausschuf3 im groBen und gan-
zen mit den fiir die Festsetzung ihrer H6he maBge-
benden Grundsitzen einverstanden, wobei es sich
nicht um einen Rechenvorgang handeln darf, der auf
eine mathematische Formel gestiitzt werden konnte,
sondern um eine rechtliche und wirtschaftliche
Gesamtwiirdigung, die nur von Fall zu Fall vorge-
nommen werden kann.

Der Ausschu8 bemerkt im ibrigen, daB die Anwen-
dung des Wettbewerbsrechts nicht auf das Problem
einer finanziellen Sanktion (GeldbuBlen) reduziert
werden darf. Es handelt sich vielmehr vor allem um
das Problem der effektiven prompten Wiederherstel-
lung einer lauteren Wettbewerbssituation; rechtlich
bedeutet dies, daB eine Vereinbarung, die gegen die
Vertragsvorschriften verstoBt, nicht ist. Ein solches
Ergebnis muB die Kommission in erster Linie
anstreben.

Ist boser Glaube seitens der Unternehmen gegeben,
so hat die Kommission natiirlich das volle Recht/
die volle Pflicht, GeldbuBen zu verhingen; in den
Fillen jedoch, in denen die Unternehmen im Laufe
des Verfahrens zur erforderlichen Zusammenarbeit
bereit waren, sind weniger strenge Kriterien ange-
bracht, ebenso wenn begriindete Zweifel bestehen,
ob eine Vereinbarung in den Anwendungsbereich
von Artikel 85 Absatz 1 EWG-Vertrag fillt. Der
AusschuB3 stellt beispielsweise fest, dall die Ausle-
gung des Begriffs ,,Beeintrichtigung des Handels
zwischen den Mitgliedstaaten offentlichtlich immer
weiter wird; auch dies ist zu beriicksichtigen.

Die Geldbufle muf} in bezug auf Verst6e gegen die
Wettbewerbsregeln eine Praventivwirkung entfalten;
eine etwaige Ahndung von Betrug und eine etwaige
Schadensersatzleistung sind an anderer Stelle zu
regeln.

Der Gerichtshof hat zuweilen den Betrag einer
Geldbufle — auch ganz betrichtlich — abgeéndert,
aber nicht so sehr aus dem Grunde, eine zu strenge
Theorie der Kommission zu korrigieren, sondern
vielmehr aufgrund einer Abwigung anders ausgefal-
lener und vergangenheitsbezogener Beurteilungen.

10. Die Wettbewerbsregeln im Sektor Banken und
Versicherungen

Der AusschuB nimmt die Verpflichtung der Kom-
mission zu einer konkreten Anwendung der Weittbe-
werbsvorschriften auf den Sektor Banken und Versi-
cherungen zur Kenntnis.

Bereits 1981 hat der Europiische Gerichtshof ent-
schieden, daB die Banken grundsitzlich unter das

Wettbewerksrecht der EG fallen. Dementsprechend
sollte die EG-Kommission, insoweit angezeigt, ent-
sprechende Aktivititen unternehmen. Sie sollte
sicherstellen, nachdem sie fiir einige Sektoren (bei-
spielsweise Automobile, Bier und Petrochemie)
duBerst ausfiihrliche Bedingungen vorschreibt, daf
im Bankensektor, der sich horizontal iiber die
gesamte Wirtschaft erstreckt, und im Versicherungs-
sektor die gemeinschaftlichen Wettbewerbsregeln
beachtet werden.

Der Ausschuf3 bestirkt die Kommission in ihrer
bereits bekundeten Absicht, konkretere MaBnahmen
zu ergreifen, damit auch in diesen Sektoren in sdmt-
lichen Mitgliedstaaten eine effizienterer Wettbewerb
verwirklicht wird, wobei die aufgrund des Einleger-
und Verbraucherschutzes geltenden Besonderheiten
und die Einbindung in die jeweilige Wirtschafts-
und Wihrungspolitik hinreichend beachtet werden
sollten.

Ein schirferer Wettbewerb wiirde in der Tat das
System insgesamt effizienter machen, verbunden
auch mit einer deutlichen Kostensenkung fiir die
Dienstleistungen.

11. Verfahren

a) In bezug auf die verfahrensrechtlichen Fragen
stellt der Ausschufl mit groBer Befriedigung fest,
dal eine Reihe von Reformen hinsichtlich der
Nachpriifungen, der Verwaltungsmitteilungen, der
Akteneinsicht bei der Kommission und der Rolle
des Anhorungsbeauftragten im Verfahren der miind-
lichen Anhorung eingefithrt wurden.

Der AusschuBl wird die Anwendung der Reformen
aufmerksam verfolgen und behilt sich das Recht
vor, in einer spiteren Stellungnahme eine ausfiihrli-
chere Beurteilung vorzunehmen.

b) Zur Arbeitsweise des ,,Beratenden Ausschusses
fiir Kartell- und Monopolfragen* bemerkt der Aus-
schuf3, daB die Rolle der Regierungssachverstandi-
gen stirker aufgewertet werden mu8, um eine wirkli-
che ,konzertierte Entwicklung* der gemeinschaftli-
chen Wettbewerbspolitik zu erreichen. Zur Respek-
tierung der beratenden Funktion und der konkreten
Anerkennung dieser Rolle, um die sich die Kommis-
sion in den letzten Jahren immer stirker bemiiht hat
(auch aufgrund der Vorschldge des Wirtschafts- und
Sozialausschusses und des Europidischen Parla-
ments), gehort es, dafl der Beratende AusschulB stir-
ker gehort wird, wobei verniinftige Fristen fiir das
Beratungsverfahren einzurdumen sind ohne Zwang
zur Erzielung einstimmiger oder mehrheitlicher
Beschliisse, nur damit ein formaler und damit kiinst-
licher Konsens erzielt wird.

Durch eine stindige Verbesserung des Beratungsver-
fahrens werden die Arbeiten der Kommission einen



Nr. C 343/10

Amtsblatt der Europdischen Gemeinschaften

24.12. 84

weiteren Qualitdtssprung erfahren, werden die fiir
die Beratung und Billigung erforderlichen Fristen in
den darauf folgenden Phasen abgekiirzt und wird
ein Beitrag zur Verbreiterung des Konsens geleistet,
der eine immer wichtigere Bedingung fiir die Errei-
chung der Zielsetzungen der Wettbewerbspolitik ist.

12. Staatliche Beihilfen

Der AusschuBl verweist nachdriicklich auf die Fest-
stellungen in seiner Initiativstellungnahme von
April 1981 zum Verbot staatlicher Beihilfen und
gleichzeitig auf die Forderung nach geschéarfter Auf-
merksamkeit bei der Auslegung und Anwendung
der Normen und Kriterien.

In Anbetracht der Bedeutung des Beratungsgegen-
standes moéchte der Ausschull einige Probleme her-
vorheben und seinen Standpunkt dazu duflern.

a) Staatliche Beihilfen und Krise

Der AusschuB begriiit aus Sorge liber die stindige
Zunahme der Subventionen jeder Art — der Anzahl
und dem Umfang nach — die verschirfte Aufmerk-
samkeit und Strenge der Kommission und bekriftigt
die absolute Notwendigkeit, die Subventionen zu
verbieten, da sie eine ,,Subventionsmentalitdt*
erzeugen, wodurch Mittel vergeudet werden, um
nicht mehr wettbewerbsfdhige Unternehmen am
Leben zu halten, und ferner der Wille der Unterneh-
mer geschwicht wird, sich dem Wettbewerb auf den
Mirkten zu stellen.

Gleichzeitig betont der AusschuB}, daf die Verschir-
fung der Beihilfeproblematik nicht ausschliellich
auf den Druck der Unternehmen auf die Mitglied-
staaten zuriickzufiihren ist, sondern im wesentlichen
das Ergebnis des sich aus der andauernden Wirt-
schaftskrise ergebenden Drucks ist.

Mangels einer gemeinschaftlichen Industriepolitik
wie auch eines mittelfristigen Programms kénnen
die unterschiedlichen Reaktionen der Mitgliedstaa-
ten auf die Krisenprobleme zu Wettbewerbsverzer-
rungen fithren. Daher ist vordringlich eine langfri-
stige gemeinschaftliche Strukturstrategie zu entwik-
keln. '

Das Phinomen der Beihilfen — welche in jedem
Fall zeitlich befristet und degressiv gestaffelt bzw.
an einen prizisen Sanierungsplan gekniipft wie
auch auf die stabile Wiedererlangung der Wettbe-
werbsfihigkeit des Unternehmens gerichtet sein
miissen — darf daher nicht von vornherein negativ
beurteilt werden. Die Krisensituation bedingt die
Notwendigkeit, daB die Wettbewerbspolitik durch
eine realistische und flexible Anwendung der Ver-
tragsvorschriften im Wege der Ausrichtung und
Festlegung der MaBnahmen der Mitgliedstaaten

einen eigenen Beitrag zur Losung der schwierigen
Probleme der europidischen Wirtschaft leistet. Der
Ausschull befiirwortet die Art und Weise, wie die
Kommission dieses Problem anpackt, insbesondere
auch in Hinsicht auf die wettbewerbsverzerrenden
Auswirkungen, die sich aus einer , Kumulierung*
der Beihilfen ergeben.

b) Kriterien und Verfahren

Der AusschuB stellt fest, daB sich die Kommission
darum bemiiht, sowohl die Kriterien fiir die Verein-
barkeit der verschiedenen Arten von Beihilfen fest-
zulegen wie auch die bereits fiir einige Sektoren fest-
gelegten Grundsitze der Einordnung der Beihilfen
auf neue Sektoren auszudehnen.

Der weite Ermessungsspielraum der Kommission in
bezug auf die Beurteilung der Vereinbarkeit der Vor-
haben sollte jedoch ndher prizisiert werden.

Unter Hinweis auf die in seiner Initiativstellung-
nahme vom 30. April 1981 ausgesprochene Forde-
rung duBert der Ausschul den Wunsch, da3 die
Kommission regelmdBig sachdienliche und detail-
lierte ,,guide-lines* festlegen und verdffentlichen
moge.

Eine grofere ,,Transparenz‘‘ der Vorstellungen der
Kommission, weit davon entfernt, die Forderung
nach Subventionen zu ermutigen, konnte die Kohi-
renz zwischen den MaBnahmen der Mitgliedstaaten
und den Zielsetzungen des Vertrages fordern,
wodurch sich die Einreichung unbewuft unzulissi-
ger Beihilfeantrdge, die anschlieBende hiufig lange
Phase der Diskussion, der Auseinandersetzung und
etwaiger Streitigkeiten mit den Behdrden der Mit-
gliedstaaten wie auch die sich daraus ergebende
Unsicherheit und nutzlose Wartezeit fiir die Wirt-
schaftskrifte vermeiden lieBen. In den vorgeschla-
genen ,,guide-lines** miiten niitzliche Hinweise auf
den konkreten Inhalt nunmehr fundamentaler
Begriffe wie ,gemeinschaftliche Gegenleistung®,
,»UnerlidBlichkeit”, ,,Kumulierung* usw. enthalten
sein wie auch eine Kldrung der Interdependenz zwi-
schen diesen Begriffen.

Ferner ist eine Beschleunigung der Verfahren wiin-
schenswert, damit die MaBnahmen keine Verzége-
rung erleiden bzw. sich als iiberholt erweisen.

c) Verordnungen

Der AusschuB verweist ferner darauf, dal im Unter-
schied zu der Wettbewerbspolitik gegeniiber Unter-
nehmen (Artikel 85 EWG-Vertrag) bisher keine ent-
sprechende Verordnung gemaB Artikel 94 des Ver-
trages uber die Anwendung der Artikel 92 und 93
erlassen worden ist, die sich weiterhin auf der
Grundlage der wechselnden und unvorhersehbaren
Rechtsprechung bzw. der Praxis entwickelt.
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Der Ausschuf3 hilt es fiir wilnschenswert, dafl die
Kommission aufmerksam die Notwendigkeit fiir
eine oder mehrere Verordnungen des Rates priift,
mit denen sich der unerlafiliche Konsens der Mit-
gliedstaaten in bezug auf die korrekte Anwendung
der grundlegenden Begriffe von Artikel 92 und 93
des Vertrages erreichen 1aBt.

Diese Verordnungen kénnten ferner zu einer Verrin-
gerung der Verwaltungsarbeit der Kommission bei-
tragen, indem Beihilfevorhaben von geringerer
Bedeutung (wie etwa fiir Kleinbetriebe) von der
Anmeldepflicht ausgenommen werden und bei-
spielsweise ein Anmeldeformular fiir Beihilfevorha-
ben, auch fiir die immer zahlreicheren und schwer
zu kontrollierenden Vorhaben der Gebietskorper-
schaften, entworfen wird.

d) Die Begriffe ,,Innovation‘ und ,, Umstrukturie-
rung“

Der AusschufBl hilt ferner Erlauterungen zu einigen
Problemen — ,Innovation“ und ,,Umstrukturie-
rung* — fiir angebracht, mit denen sich die Kom-
mission bei der Beurteilung der ,,Vereinbarkeit** der
von den Mitgliedstaaten eingereichten Beihilfevor-
haben auseinanderzusetzen hat und immer héufiger
auseinanderzusetzen haben wird.

In bezug auf den Begriff ,,Innovation‘ verweist der
AusschuB3 darauf, daB dieser Begriff nicht restriktiv
auszulegen, sondern in seiner Komplexitit zu erfas-
sen ist.

Als innovativ diirfen nicht allein die Fille der abso-
luten umwilzenden Innovation betrachtet werden,
die sich auf ,neue Erzeugnisse oder Produktionsver-
fahren* beziehen; dadurch wiirden die MaBnahmen
zur Beschleunigung der innovativen Dynamik auf
Spitzensektoren beschrinkt mit der Gefahr, her-
kommliche ausgereifte Sektoren, von denen viele
selbst ,,Innovationen‘ erwerben und anregen, fak-
tisch auszuschlieBen.

Gegenstand einer gemeinschaftlichen Innovations-
politik im Rahmen und unter Beachtung der Wett-
bewerbspolitik mufl die Beschleunigung des innova-
tiven Prozesses sein, wobei realistischerweise die
konkrete Ausgangssituation sowohl auf sektoraler
wie auch mitgliedstaatlicher Ebene zu beriicksichti-
gen ist. Die Gemeinschaft hat die Aufgabe, die
Innovationspolitiken der einzelnen Mitgliedstaaten

Geschehen zu Briissel am 25. Oktober 1984.

zu unterstiitzen, die wegen der Unterschiedlichkeit
der jeweiligen nationalen und sektoralen Realitiit
(ausgereifte Sektoren und Spitzensektoren) nicht
zwangslaufig homogen sind.

In bezug auf die Auslegung und die Nachpriifung
des Umfangs an ,,Umstrukturierung*, die ein Unter-
nehmen vorzunehmen hat, damit die Beihilfen
zuldssig sind, teilt der Ausschufl im groBen und gan-
zen die Auffassung der Kommission.

Es ist jedoch zu betonen, daB die im Rahmen nach-
priifbarer Umstrukturierungsprogramme gewihrten
Beihilfen, durch die ein Unternehmen mittelfristig
wieder wettbewerbsfihig werden soll, prinzipiell
bewertet werden miifiten und ohne Riicksicht dar-
auf, ob sie an Unternehmen in ausgereiften oder
Spitzensektoren vergeben werden: Der Begriff ,,Aus-
mafl an Umstrukturierung* ist offenkundig relativ
und ist je nach dem spezifischen Sektor, auf den er
Anwendung findet, unterschiedlich auszulegen.

Die in dieser Hinsicht zu Recht anzuwendende
Strenge muB auch in diesem Fall auf die stabile
Wiederherstellung von Bedingungen fiir eine
gesunde autonome Wettbewerbsfihigkeit des betref-
fenden Unternehmens gerichtet sein.

e) Rechtssicherheit

Der Ausschuffl nimmt zur Kenntnis, dal die Kom-
mission den Mitgliedstaaten zum Zwecke einer bes-
seren Kontrolle weitere Hinweise fiir die Gewih-
rung von Beihilfen geben will, und verhehlt anderer-
seits nicht seine Sorge, den Unternechmen in jedem
Fall optimale Rechtssicherheit zu gewihrleisten.

Ein weiterer Beitrag zur Rechtssicherheit wiren Hin-
weise in bezug auf die Riickzahlung von Beihilfen,
die von den Mitgliedstaaten zu Unrecht gewdhrt
wurden, damit gutgliubig handelnde Unternehmen
nicht geschidigt werden.

Eine angemessene Regelung ist unerldBlich, wenn
bestimmte staatliche MaBnahmen (wie die Beteili-
gung am Unternehmenskapital) von der Kommis-
sion als Beihilfearten betrachtet werden, die nach
den Wettbewerbsregeln zu beurteilen sind.

Wo Beihilfen gewdhrt werden, diirfen diese auf kei- -
nen Fall negative Auswirkungen auf den Markt
haben.

Der Prdsident
des Wirtschafts- und Sozialausschusses

Gerd MUHR
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Stellungnahme zu der Mitteilung der Kommission an den Rat iiber die Stimulierung von
Zusammenarbeit und Austausch im wissenschaftlichen und technischen Bereich in
Europa — Plan 1985—1988 (1)

(84/C 343/04)

Der Rat beschlo am 3. Mai 1984, den Wirtschafts- und Sozialausschuf3 gemaB Arti-
kel 198 des Vertrages zur Griindung der Europdischen Wirtschaftsgemeinschaft um
Stellungnahme zu folgender Vorlage zu ersuchen: ,Mitteilung der Kommission an
den Rat iiber die Stimulierung von Zusammenarbeit und Austausch im wissenschaftli-
chen und technischen Bereich in Europa — Plan 1985—1988°.

Die mit der Vorbereitung der Arbeiten beauftragte Fachgruppe Energie und Atom-
fragen nahm ihre Stellungnahme am 5. Oktober 1984 an. Berichterstatter war Herr
Querleux, der seinen Bericht miindlich erstattete.

Der Ausschufl verabschiedete auf seiner 220. Plenartagung (Sitzung vom 25. Oktober
1984) einstimmig folgende Stellungnahme:

Zu seinem groBten Erstaunen hat der Wirtschafts-
und SozialausschuBB vernommen, daB3 diese Stel-
lungnahme wahrscheinlich iiberfliissig ist, da der
Rat in seinem Haushaltsentwurf fiir das Jahr 1985
erwigt, fast alle Forderungsmittel fiir die Forschung
zu streichen. Der Ausschuf3 bedauert diese Einstel-
lung und bringt seine Uberzeugung zum Ausdruck,
daB eine Gemeinschaft, die — wenn auch nur vor-
ldufig — von jeder konzertierten Aktion auf diesem
Gebiet absieht, eindeutig zu erkennen gibt, daB sie
nicht gewillt ist, sich in der Welt als ein Raum des
Fortschrittes zu behaupten — ein politischer Ver-
zicht von aulergewdhnlicher Schwere.

Nachstehende Stellungnahme wird folglich in der
Hoffnung abgegeben, daB der Haushaltsentwurf
1985 revidiert wird.

1. Allgemeine Beurteilung

1.1. Der AusschuB billigt im groen und ganzen
die Mitteilung der Kommission und den beigefiig-
ten Entwurf fiir einen BeschluB des Rates vorbehalt-
lich der nachstehenden Vorschlige und Bemerkun-
gen. Zugleich weist er darauf hin, daB er das gleiche
Thema schon einmal behandelt hat, und zwar in sei-
ner Stellungnahme vom 23. Februar 1983 (?) zu dem
Vorschlag betreffend die Durchfiihrung einer
gemeinschaftlichen experimentellen Aktion zur Sti-
mulierung des wissenschaftlichen und technischen
Potentials der Europiischen Wirtschaftsgemein-
schaft (3).

2. Allgemeine Bemerkungen und Vorschlige

2.1. Der AusschuB verleiht seiner Uberzeugung
Ausdruck, daB der Augenblick gekommen ist, daB

(') ABL Nr. C 142 vom 29. 5. 1984, S. 4.
() ABL Nr. C 90 vom 5. 4. 1983, S. 4.
(*) ABL Nr. C 337 vom 22. 12. 1982, S. 6.

die EWG einen echten europiischen Wissenschafts-
raum schafft, dessen Dimensionen dem amerika-
nischen Wissenschaftsraum vergleichbar sind.
Bestirkt wird diese bereits in der oben zitierten Stel-
lungnahme aus dem Jahr 1983 geduBerte Uberzeu-
gung einerseits durch die bereits bekannten Ergeb-
nisse der ,experimentellen Stimulierungsaktion®,
mit der 1983 begonnen wurde, sowie andererseits
durch die Haltung der verschiedenen nationalen
Forschungs- und Entwicklungseinrichtungen, die
diesbeziiglich sehr interessiert waren.

Nach Auffassung des Ausschusses kommt die im
Text der eigentlichen Mitteilung klar formulierte
Zielsetzung eines europdischen Wissenschaftsraums
in dem Dokument ,,Entwurf fiir einen BeschluB3 des
Rates nur sehr unzuldnglich zum Ausdruck: Die
Ausdrucksweise weist sehr auffillige Unterschiede
auf; so beschriankt sich der ,,Entwurf fiir einen
BeschluB‘ darauf, eine gewisse Anzahl von durch-
zufiihrenden Aktionen (die zweifellos sinnvoll und
wiinschenswert sind) aufzuzdhlen, ohne sie als
untereinander kohirente Elemente im Rahmen einer
groBen, neuen und motivierenden Idee, der des
europdischen Wissenschaftsraums, darzustellen. So
findet man beispielsweise in Absatz 1 des Anhangs
zum Entwurf eines Beschlusses beziiglich der ,,euro-
pdischen* Mobilitdt der Forscher die Begriffe
,»HilfsmaBnahmen* und ,,Unterstiitzungsmaf3nah-
men‘, wo man Begriffe wie , Forderung* oder
,,Organisation** erwartet hitte.

2.2. Nach Auffassung des Ausschusses besteht die
wichtigste Aufgabe darin, die intereuropiische
Arbeit auf dem Gebiet der Forschung, Entwicklung
und Demonstration im Rahmen der EWG zu orga-
nisieren und anzuregen, indem mit grofler Ent-
schlossenheit der freie Verkehr und der Austausch
von Forschungskriften begiinstigt werden.

Der Ausschuf schligt besonders die prioritire und
systematische Schaffung von Netzen von Partnerla-
boratorien vor, wobei jedes einzelne Netz im
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Bereich der groBen Forschungsthemen spezialisiert
ist und von einem Pilotlabor anerkannter Qualifika-
tion gesteuert wird, das als Koordinator fungiert.
Diesen Netzen sollte groBe Flexibilitit bei der Beur-
teilung der jeweiligen Situationen zugestanden wer-
den. Innerhalb der Netze sollten die Mittel fiir den
gegenseitigen regelmdfigen Austausch von For-
schern Vorrang erhalten.

2.3. Der AusschuBl befirchtet, daBl ein gewisser
Widerspruch besteht (Artikel 2 des BeschluBent-
wurfs und Absatz 2 des Anhangs), wenn einerseits
gesagt wird, daB die StimulierungsmaBlnahmen
samtliche Gebiete der Natur- und Biowissenschaf-
ten betreffen kénnen, zugleich aber als Beispiel acht
Bereiche genannt werden, die besondere Beachtung
verdienen. Streng logisch betrachtet sind acht Bei-
spiele entweder zu viel oder zu wenig,

Die Kommission sollte daher deutlicher zu verste-
hen geben, daB jedes den folgenden Kriterien ent-
sprechende Thema ausgew#hlt werden kann: wis-
senschaftliche Qualitdt, Interesse der erwarteten
Ergebnisse fir die Gemeinschaft, Gemeinschaftsre-
levanz von der Art der Arbeit her.

Uberdies hat der AusschuB3 davon Kenntnis genom-
men, daB dieses Stimulierungsprogramm erforderli-
chenfalls die MaBnahmen der spezifischen Pro-
gramme der Informationstechnologien (ESPRIT-
Programm) und der Biotechnologien (BEP — Pro-
gramm fiir Biotechnologie-Technik und BAP —
biotechnologisches Aktionsprogramm) ergdnzen
konnte. In diesen zwei ausgesprochen zukunfts-
orientierten Bereichen mufl Europa seine Positionen
wahren und verbessern sowie vor allem einen viel-
versprechenden Erfolg auf industriellem Gebiet
nachdriicklich anstreben.

Hinsichtlich der Aufzihlung der als Beispiel ange-
fiihrten Bereiche bemerkt der AusschuB3 auBerdem,
daB die Sozialwissenschaften ausgespart werden; er
hatte hierauf bereits in seiner Stellungnahme vom
Jahr 1983 hingewiesen. Der Ausschuf3 stellt fest, daf3
die Kommission nach einigem Nachdenken den
grundlegenden Bereich der Sozialwissenschaften lie-
ber ausschlieBlich dem Programm FAST iiberlassen
hatte, um alle Risiken von Uberschneidungen aus-
zuschalten. Der Ausschufl akzeptiert diese Erkla-
rung; in der heutigen Zeit jedoch, wo der gesell-
schaftlichen Komponente eine auBerordentliche
Bedeutung zukommt, kann sich ein Beitrag Europas
auf diesem Gebiet nur stirkend auf die Personlich-
keit Europas und seinen humanistischen Auftrag
auswirken. Deshalb bittet der AusschuBl die Kom-
mission, so schnell wie méglich ein auf die Sozial-
wissenschaften gerichtetes Forschungsprogramm
aufzustellen.

2.4. Unter Beriicksichtigung der allgemeinen bud-
getidren Situation der Gemeinschaft hilt der Aus-
schuB die anfinglich vorgeschenen Mittel in Hohe

von 40 Millionen ECU fir den Zeitraum
1985—1986 fiir angemessen; er schligt vor, daB ein
GroBteil dieser Mittel fiir die Férderung von Labor-
partnerschaften, fir Forschungsbeihilfen und kon-
textuelle Manahmen zur Férderung von Mobilitiit
und Austausch eingesetzt werden soll, da die Schaf-
fung eines europdischen Wissenschaftsraums ein-
deutig in viel stirkerem MaBle von einem gemeinsa-
men Engagement bei gemeinsamen und koordinier-
ten Arbeiten ausgehen miiBite als von vier oder fiinf
Vertrdgen iiber spezielle Projekte, die schon allein
25 % des Budgets verschlingen diirften.

3. Besondere Bemerkungen und Vorschliige

3.1. Der Ausschufl empfiehit, private Forschungs-
labore in gemeinschaftliche Forschungsaktionen
einzubeziechen; bei der experimentellen Stimulie-
rungsaktion wurde ndmlich festgestellt, daB diese
Labors unzureichend informiert waren und so auch
nur wenig in Erscheinung getreten sind. Die Medien
der Kommission miilten sich auf die Berufsver-
biande stiitzen, denen diese Laboratorien, ob groB
oder klein, zuzuordnen sind. Auch miiite man in
Ausschreibungen deutlich darauf hinweisen, daB} die
Zusammenarbeit dieser privaten Labors nicht nur
mdglich, sondern sehr erwiinscht ist.

3.2. Einer der Griinde fiir den Erfolg der Vereinig-
ten Staaten ist die grole Mobilitdt der Forschungs-
krifte zwischen Universitdt und Privatindustrie. Der
AusschuB ist sich dariiber im klaren, daB sich in die-
ser Hinsicht nichts erzwingen 1dB8t, hielte es jedoch
fiir wiinschenswert, dafl auf Initiative der gemein-
schaftlichen Instanzen eine Informations- und
Empfehlungskampagne durchgefithrt wird. Das
sollte besonders fiir die Garantien gelten, die festge-
legt werden, um die vertrauliche Behandlung der
konkreten Ergebnisse der gemeinsamen Forschungs-
arbeiten zu gewdhrleisten und um je nach Einzelfall
die aligemeinen SchutzmafBnahmen zu verstirken:
SchlieBlich besteht das eigentliche Interesse der
Grundlagenforschung darin, so bald wie mdéglich
zur angewandten Forschung zu fiihren, die allein
sich in wirtschaftlich verwertbaren Ergebnissen nie-
derschldgt. Der AusschuB hilt es denn auch fiir
wiinschenswert, daB3 die Kommission ihre Aufmerk-
samkeit auf die Verwirklichung eines angemessenen
Gleichgewichts zwischen der Stimulierung der
Grundlagenforschung und der Stimulierung des
technischen Fortschritts richtet; weiterhin soll sie
die Wissenschaftler dazu anspornen, regelmifBige
Beziehungen mit den Ingenieuren zu suchen.

3.3. Hinsichtlich eines Beférderungsausweises fiir
Forscher ist der Ausschufl der Auffassung, dafl bei
der praktischen Durchfiihrung dieser Art von MaB3-
nahme 4duBerst sorgfiltig vorgegangen werden
miiBte, damit sie ihren ausschlieBlichen Zweck,
nidmlich die Forscher bei Kollegenbesuchen in
puncto Reisekosten finanziell zu unterstiitzen, auch
wirklich gerecht wird.
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Desgleichen vertritt der AusschuBl die Auffassung,
daB der Gedanke eines Karrierebonus fiir die mobil-
sten Forscher zwar zunichst sehr ansprechend ist,
daB jedoch die Modalititen fiir seine Einfiihrung
sowie seine praktische Tragweite recht vage bleiben.

3.4. Der Ausschuf} spricht sich voll und ganz fiir
die Einrichtung einer europiischen Datenbank aus.
Es mag sich zwar um ein zwangsldufig sehr aufwen-
diges Unterfangen handeln, doch ist seine groBe
Bedeutung unbestritten. Er empfiehlt dagegen, auf
die Erstellung von ,,Handbiichern* zu verzichten,
da deren Aktualisierung fast unmdoglich ist. Man
sollte vielmehr von Anfang an auf eine informati-
sierte Datenbank hinarbeiten, die nach den modern-
sten Informationstechnologien konzipiert ist.

Geschehen zu Briissel am 25. Oktober 1984.

3.5. Der CODEST (Ausschuf} fiir die europdische
Entwicklung von Wissenschaft und Technologie)
muB weiterhin eine grundlegende Einrichtung blei-
ben; man sollte jedoch seine Zusammensetzung
iiberpriifen und auf der Basis eines Einvernehmens
zwischen den Mitgliedstaaten feststellen, ob die
dem CODEST angehérenden Personen ein ausrei-
chend breites Spektrum widerspiegeln und gegen-
iiber den Bediirfnissen der Industrie aufgeschlossen
genug sind.

3.6. Der AusschuB3 erklirt sich mit dem Prinzip
einverstanden, alle zwei Jahre eine Uberpriifung
durchzufithren. Er empfiehlt jedoch, daB fir
bestimmte bekanntermaBen langwierige Unterfan-
gen von Anfang an eine ,Verlingerungsgarantie*
gegeben wird.

Der Prdsident
des Wirtschafts- und Sozialausschusses

Gerd MUHR

Stellungnahme zum Thema ,,Die aktuellen Probleme der sozialen Sicherheit in den
Mitgliedstaaten der EWG**

(84/C 343/05)

Verfahren

Der Wirtschafts- und SozialausschuB3 beschloB am 27. April 1983 gemaB Artikel 20
Absatz 4 der Geschiftsordnung, eine Initiativstellungnahme zu folgendem Thema zu
erarbeiten: ,,Die aktuellen Probleme der sozialen Sicherheit in den Mitgliedstaaten der
EWG*.

Die mit der Vorbereitung der Arbeiten beauftragte Fachgruppe Sozialfragen nahm ihre
Stellungnahme am 13. September 1984 an. Berichterstatterin war Frau Engelen-Kefer.

Der AusschuBl verabschiedete auf seiner 220. Plenartagung (Sitzung vom 25. Oktober
1984) mit 56 gegen 32 Stimmen bei 11 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme

(namentliche Abstimmung):

Einleitung

1. Vor dem Hintergrund der anhaltenden Wirt-
schafts-, Beschiftigungs- und Finanzkrise in den
Mitgliedstaaten der Europdischen Gemeinschaft
sind die Systeme sozialer Sicherung zunehmenden
finanziellen Problemen ausgesetzt. Hierzu hat die
Kommission der Europiischen Gemeinschaften in
einer Mitteilung an den Rat einige Uberlegungen
angestellt. Darin werden der wirtschaftliche Hinter-

grund, die Formen und Bedingungen der verschie-
denen Systeme sozialer Sicherung in den Mitglied-
staaten, die Uberpriifung ihrer Entwicklung unter
dem Aspekt der Ausgaben und Einnahmen einer-
seits sowie des sozialen Schutzes andererseits und
ihre Finanzierung dargestellt.

2. Der Wirtschafts- und Sozialausschu hat
beschlossen, hierzu eine Initiativstellungnahme
abzugeben. Grundlage hierfiir sind die Berichte von
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Experten der Systeme sozialer Sicherung in den Mit-
gliedstaaten der Europdischen Gemeinschaft, die
gekiirzt in den Bericht seiner Fachgruppe Sozialfra-
gen aufgenommen wurden.

3. Die von den Experten aus den einzelnen Mit-
gliedstaaten unterbreiteten Berichte bezogen sich in
erster Linie auf die System fiir Arbeitnehmer. Die
Systeme fiir die iibrigen berufsstindischen Gruppen
wurden darin in geringerem MaBe beriicksichtigt.
Aus Griinden der Kohirenz wurden die aus diesen
Berichten gezogenen SchluBfolgerungen vornehm-
lich (aber nicht ausschlieBlich) auf die Arbeitneh-
mersysteme beschrinkt. Die iibrigen Systeme der
sozialen Sicherheit kénnten gegebenenfalls in einer
spiteren Stellungnahme behandelt werden.

Aus den Berichten der einzelstaatlichen Experten
lassen sich folgende Schlufolgerungen ziehen:

Besondere Merkmale der verschiedenen Systeme
sozialer Sicherung

4. Die Kommission stellt hierzu in ihren Uberle-
gungen zu den Problemen der sozialen Sicherung
fest:

,Die soziale Sicherheit wird als der Bereich
definiert, der durch die Sozialversicherung, ein-
schlieBlich der Arbeitslosigkeit, der Gesund-
heitsdienste und der Leistungen fiir die Familie
abgedeckt ist. Die Systeme der sozialen Sicher-
heit, die in den Mitgliedstaaten der Gemein-
schaft in Kraft sind, weisen gegensitzliche
Aspekte auf . ..

Alle Mitgliedstaaten garantieren einen Schutz
vor folgenden Risiken: Krankheit, Mutterschaft,
Arbeitslosigkeit, Invaliditit, Alter, Tod, Arbeits-
unfille und Berufskrankheiten und Familienla-
sten.*

Dabei wird der groB3te Teil der Leistungen (ca. 60 %)
fiir die sozialen Sicherungssysteme im Fall von Alter
und Krankheit ausgegeben; allein auf die Altersver-
sicherung entfillt im Schnitt etwa ein Drittel der
Gesamtleistungen. Insgesamt iibersteigen die Barlei-
stungen die Sachleistungen erheblich und machen
mindestens 60 % — vielfach erheblich mehr — der
Gesamtausgaben aus.

5. Erhebliche Unterschiede gibt es bei der Organi-
sation der Systeme sozialer Sicherung, wobei im all-
gemeinen die Situation in den Mitgliedstaaten
durch eine historisch gewachsene Vielfalt verschie-
dener Systeme gekennzeichnet ist. Dabei ist grund-
sitzlich zu unterscheiden zwischen sozialen Syste-
men zugunsten der abhingig Beschiftigten, wobei
teilweise zwischen Arbeitern, Angestellten und
Beamten aufgegliedert wird, Systemen fiir Selbstin-
dige und Inhaber von Klein- und Mittelbetrieben
sowie dariiber hinaus Sondersystemen vielféltiger
berufsstindischer oder betrieblicher Formen.

In einigen Lindern gibt es sogenannte Volksversi-
cherungssysteme (aus steuerlich finanzierten Sozial-
leistungssystemen fiir die gesamte Bevolkerung oder
fiir groBe Teile der Bevolkerung, im Gegensatz zu
beitragsfinanzierten  Sozialversicherungssystemen)

" fiir alle oder zumindest den gréBten Teil der sozia-

len Risiken. Dies gilt vor allem fiir Ddnemark und
GrofBbritannien. In den Niederlanden gibt es neben
den sogenannten ,,volksverzekeringen* (Sozialversi-
cherungen, die aus Beitrigen finanziert werden, die
durch die Reichssteuerbehorde eingezogen werden)
auch Sozialleistungssysteme, die aus allgemeinen
Steuermitteln finanziert werden.

Besonders hervorzuheben ist der staatliche Gesund-
heitsdienst fir alle Bevélkerungsgruppen in Grof3-
britannien, Italien und Dinemark. Die mit dem
staatlichen Gesundheitsdienst im Vereinigten
Konigreich erzielten Ergebnisse sind um so interes-
santer, als sich hier eine funktionelle Leistungsfi-
higkeit mit einer rationellen Verwaltung verbinden
14Bt (das Vereinigte Konigreich ist das einzige Land,
dem es dank dieses Gesundheitsdienstes gelang, die
Ausgaben fiir die Krankenversicherung unter Kon-
trolle zu halten).

Die in den einzelnen Lindern der Gemeinschaft
gemachten Erfahrungen bezeugen, daBl ehrgeizige
Pline fiir eine Reform oder eine Harmonisierung
der Systeme der sozialen Sicherheit aus dem einfa-
chen Grund nie erfolgreich durchgefiihrt werden
konnten, weil die Bevolkerung dagegen war. So
erklarte der franzosische Experte: ,,Eine tiefgrei-
fende Reform, die z. B. die Schaffung eines Ein-
heitssystems durch die schrittweise Zusammenfas-
sung der verschiedenen Einzelsysteme beinhalten
wiirde, erscheint zum gegenwirtigen Zeitpunkt
weder durchfiihrbar noch wiinschenswert. Wie im
Bereich der Finanzierung, so kommt man auch hier
nur mit kleinen Schritten voran.*

Was die Mitteilung der Kommission iiber die Pro-
bleme der sozialen Sicherheit und generell die Frage
der Harmonisierung der Systeme der sozialen
Sicherheit anbetrifft, so wies der dinische Experte
darauf hin, daB es seines Erachtens kein ddnischer
Politiker jemals wagen wiirde, das Wort ,,Harmoni-
sierung’ in den Mund zu nehmen. In Déanemark
wolle man nichts mit niemandem harmonisieren
und auf keinen Fall den Weg zu einer Nivellierung
nach unten einschlagen.

6. Finanziert werden die Systeme sozialer Sicher-
heit durch Beitrige der Arbeitgeber und der Arbeit-
nehmer sowie aus Steuermitteln, wobei erhebliche
Unterschiede je nach Anteilen der einzelnen Ein-
nahmearten bestehen. In den meisten Lindern der
Europiischen Gemeinschaft wird der iiberwiegende
Teil der Einnahmen durch Beitrige aufgebracht,
wobei die Arbeitgeberanteile zwischen 23 und 55 %,
die der Versicherten zwischen 12 und 35% der
Gesamteinnahmen der sozialen Sicherheit ausma-
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chen. In Didnemark, das bekanntlich eine Ausnahme
von dieser Regel darstellt, ist der Anteil der Steuern
an der Finanzierung der Systeme sozialer Sicherung
iiberdurchschnittlich groB3. In GrofBbritannien ist das
Verhiltnis zwischen Beitrigen und Steuern bei der
Finanzierung der Systeme sozialer Sicherung eini-
germalBen ausgewogen. Das franzosische System der
sozialen Sicherheit ist das am wenigsten steuerab-
héngige System in Europa.

In Italien werden die Sozialversicherungsbeitrige
auf der Basis des vollen Lohns entrichtet; fiir den
Hochstbetrag der ausgezahlten Renten wird dagegen
ein Lohnplafond angesetzt. Die Beteiligung des
Staates liegt bei 25 %, doch ist dabei auch zu beriick-
sichtigen, daB3 im Rahmen der Forderung der Pro-
duktionstitigkeit die ,,Fiskalisierung* eines erhebli-
chen Teils der zu Lasten der Unternehmen gehen-
den Sozialversicherungsbeitrage zugestanden wurde.

Was die Finanzierung des Gesundheitsdienstes
angeht, so wird sie derzeit zu 63 % durch die gezahl-
ten Beitrage bestritten; fir den Rest kommt der
Staat auf. AuBlerdem haben die Versicherten fiir
bestimmte Arzneimittel, klinische Analysen, Rént-
genuntersuchungen und fiir drztliche Konsultatio-
nen eine Selbstbeteiligung zu leisten.

7. Erhebliche Unterschiede bestehen im Hinblick
auf die Rolle der Sozialpartner im Rahmen der
Systeme der sozialen Sicherung. Diese ist im ibri-
gen Gegenstand duBerst komplexer gesetzlicher
Bestimmungen.

An der Spitze der Nationalen Sozialversicherungs-
anstalt in Italien steht ein Vertreter der Arbeitneh-
mer, der von den Gewerkschaften bestellt wird.

In zahlreichen Lindern spielen die Sozialpartner
eine entscheidende Rolle in der tdglichen Verwal-
tung des Systems und der verschiedenen Zweige der
sozialen Sicherheit (und zwar innerhalb des vom
Staat abgesteckten gesetzlichen Rahmens). In eini-
gen Lindern konnen die Sozialpartner sogar Eigen-
initiativen ergreifen, und in anderen Lindern sind
die Gewerkschaften zustindig fiir die Durchfiihrung
bestimmter MaBnahmen (so z. B. fiir die Auszah-
lung des Arbeitslosengeldes in Belgien; in Déne-
'mark sind es den Gewerkschaften nahestehende
Arbeitslosenkassen).

a) In Frankreich haben die Sozialpartner sowohl
bei der Verwaltung der Sozialversicherungskas-
sen als auch bei sozialen und gesundheitspoliti-
schen MaBnahmen in Ergidnzung der gesetzli-
chen Leistungen Entscheidungsbefugnisse. Die
Festsetzung der Hohe der Beitrdge und der Lei-
stungen liegt ausschlieBlich beim Staat, der dar-
iiber nach Riicksprache mit den Sozialpartnern
entscheidet.

b) Auch in Griechenland wird die Beteiligung der
unmittelbar Betroffenen eingefiihrt und ver-

stirkt. So sind derzeit in den Verwaltungsriiten
der Sozialversicherungstrager die Arbeitgeber,
die Arbeitnehmer, die Rentner sowie die
Bediensteten der Organe der sozialen Sicherheit
vertreten.

c¢) Eine Besonderheit im westeuropdischen Ver-
gleich ist der autonome Status der deutschen
Bundesanstalt fiir Arbeit als zustdndige Behorde
fiir die Arbeitslosenversicherung und Arbeits-
marktpolitik, die von einer dreigliedrig zusam-
mengesetzten Selbstverwaltung auf zentraler,
regionaler und lokaler Ebene verwaltet wird.

T ~d)_ In Belgien werden die Organe der sozialen

Sicherheit von den Vertretern der reprisentati-
ven Arbeitnehmer- und Arbeitgeberorganisatio-
nen paritdtisch verwaltet.

e) In den Niederlanden obliegt die Verwaltung der
sogenannten Arbeitnehmerversicherungen
sowie einer bedeutenden Anzahl von Volksver-
sicherungen Arbeitgebern und Arbeitnehmern.

Daneben gibt es einige Linder, wie z. B. GroBbri-
tannien, Irland und Dinemark, wo (mit Ausnahme
des Arbeitslosengeldes und der Betriebsrenten) in
erster Linie der Staat fiir die soziale Sicherheit
zustdndig ist (plus Beamte). In diesen Lindern spie-
len die Sozialpartner nur eine unbedeutende direkte
Rolle, was jedoch nicht hei3t, daB} sie keinen Ein-
fluB auf die diesbeziigliche Politik hitten, ganz im
Gegenteil! So wird in Danemark z. B. nahezu keine
diesbeziigliche Entscheidung ohne vorherige Anho-
rung der Sozialpartner getroffen.

Insgesamt gesehen hat sich die Beteiligung der Sozi-
alpartner am System der sozialen Sicherheit, ob nun
an der Verwaltung oder an den Entscheidungen
iber die Titigkeit in den einzelnen Bereichen, als
duBerst positiv erwiesen.

Griinde fiir die finanziellen Schwierigkeiten der
Systeme sozialer Sicherung

8. Da sich diese Stellungnahme gemiB dem Auf-
trag des WSA mit den finanziellen Problemen der
Systeme sozialer Sicherheit vor dem Hintergrund
der Wirtschafts- und Beschéftigungskrise zu befas-
sen hat, ist folgende Feststellung in den Uberlegun-
gen der EG-Kommission zu den Systemen sozialer
Sicherheit besonders hervorzuheben:

,Die Progression der Sozialausgaben fillt in
einen neuen wirtschaftlichen und sozialen Kon-
text, der sich durch geringes Wirtschaftswachs-
tum, steigende Haushaltsdefizite, groB3e Arbeits-
losigkeit und in einigen Lindern hohe Infla-
tionsraten kennzeichnet. (.. .)*

,,Aber mehr noch als die internen Probleme der
Systeme ist die Wirtschaftskrise fiir deren der-
zeitige Schwierigkeiten verantwortlich. Die sich
abschwichende Wirtschaftstitigkeit und die
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daraus resultierende  Arbeitslosigkeit sind
augenblicklich der Hauptgrund fiir die Schwie-
rigkeiten der sozialen Sicherheit.

In dem Bericht iiber Frankreich wird hierzu festge-
stellt:

»Besonders hervorzuheben ist jedoch die
Abhidngigkeit der Sozialversicherung von der
Beschéftigungslage: In einem Land, in dem
70 % der Sozialeinnahmen unmittelbar mit der
Beschiftigung verkniipft sind, ist voliig klar,
daB die Sozialversicherung krank ist, wenn die
Beschiftigungslage schlecht ist.*

Im Bericht iiber GroBbritannien wird dargestellt,
daB das finanzielle Ungleichgewicht der Systeme
sozialer Sicherung vor allem auf das Problem der
Arbeitslosigkeit zuriickzufithren sei, ,,wobei das
niedrigere Aufkommen aus den Beitrdgen zur natio-
nalen Sozialversicherung und aus den Steuern wie
auch die héheren Kosten der Leistungen zusam-
menkommen. Addiert man diese beiden Faktoren
(Verlust an Steuereinnahmen und Einnahmen der
Sozialversicherung plus Kosten der gezahlten Lei-
stungen), so 1468t sich ausrechnen, dal bei hoheren
Beschiftigungsquoten, wie sie in den 60er Jahren
ublich waren, die zuséitzlichen Einnahmen des Fis-
kus aus der Vollbeschiftigung die Finanzierung
eines kompletten zweiten nationalen Gesundheits-
dienstes ohne Beitragserhohungen ermoglichen wiir-
den. Daraus laBt sich die GroBenordnung der
Kosten der Arbeitslosigkeit ersehen.*

Auch in dem Bericht iiber die Bundesrepublik
Deutschland wird ganz klar hervorgehoben, da das
Hauptproblem der finanziellen Ungleichgewichte
der sozialen Sicherung nicht in den Systemen selbst
zu suchen sei, sondern in der anhaltend hohen und
steigenden Massenarbeitslosigkeit. So verursacht die
Massenarbeitslosigkeit in der Bundesrepublik im
Jahr 1984 allein 55 Mrd. DM an Kosten fiir Arbeits-
losenversicherungsleistungen, sonstige Unterstiit-
zungsleistungen, entgangene Steuern und Sozialver-
sicherungsbeitrige. .

9. Als weitere Faktoren fiir die finanziellen
Schwierigkeiten der Systeme sozialer Sicherung im
letzten Jahrzehnt, von denen einige systemimma-
nent sind, nennt die Kommission:

— die Verbesserung des Schutzes. Die Kommis-
sion bemerkt dazu: Die soziale Sicherheit bietet
bereits einen umfassenden Schutz, selbst wenn
bei bestimmten Bevolkerungsgruppen noch
Liicken bestehen, insbesondere in den Lindern,
in denen die Leistungen relativ niedrig sind.
Diese Entwicklung ergibt sich aus einem weit-
reichenden politischen Konsens. Sie hat in den
Lindern unterschiedliche Formen angenom-
men: Ausweitung des Schutzes auf die nicht
erfaBten Personengruppen; Einfilhrung neuer
Leistungen; Anhebung der Leistungssitze; fle-

xiblere Voraussetzungen fiir die Gewihrung.
Gleichzeitig setzte sich die Tendenz durch, die
Leistungen am Einkommen zu orientieren, um
eher den fritheren Lebensstandard zu erhalten,
als lediglich ein soziales Minimum zu gewih-
ren:

— die Uberalterung der Bevolkerung aus demogra-
phisch bedingten Griinden in den meisten Mit-
gliedstaaten der EG;

— die in fast allen Lindern der Gemeinschaft fest-
gestellte rasche Zunahme der Gesundheitsaus-
gaben (wobei GroBbritannien, insbesondere in
den letzten Jahren, eine Ausnahme bildete).

Dariiber hinaus sind nachstehende Faktoren zu nen-
nen:

— die zunehmende Inanspruchnahme von
Erwerbsunfihigkeitsrenten, unter anderem auch
als Folge der anhaltend hohen und steigenden
Massenarbeitslosigkeit, die insbesondere in den
Niederlanden und auch in der Bundesrepublik
Deutschland zu beobachten ist;

— die Einbeziehung neuer Erwerbspersonengrup-
pen in die Alterssicherung und deren Beteili-
gung an den diesbeziiglichen Leistungen;

— die Verbesserung der Leistungen der Systeme
sozialer Sicherung fiir die unteren Einkommens-
schichten, was insbesondere in dem Bericht
iiber Griechenland und die Niederlande hervor-
gehoben wird;

— erhebliche systemfremde Kosten, die den ver-
schiedenen Systemen sozialer Sicherung in den
letzten Jahren und Jahrzehnten zugewiesen wur-
den, ohne entsprechende zusitzliche Einnahme-
quellen vorzusehen;

— zunehmende Versuche, durch illegale Beschifti-
gung sehr kurzfristige Arbeitsverhiltnisse der
Notwendigkeit -zu Beitrags- und Steuerzahlun-
gen auszuweichen.

Unzureichend geschiitzte Personen und
Bevoilkerungsgruppen

10. In den Liandern der Europdischen Gemein-
schaft gibt es Personengruppen, die von den Syste-
men sozialer Sicherung nur unzureichend erfaf3t
oder vollkommen ausgeschlossen sind. Hierzu geho-
ren in erster Linie Arbeitslose und ihre Familien,
insbesondere vor dem Hintergrund der gravierend
ansteigenden Langzeitarbeitslosigkeit.

So ist fiir die Bundesrepublik Deutschland festzu-
stellen, daB nur noch etwa 40 % aller Arbeitslosen
Arbeitslosengeldleistungen beziehen und bereits
iiber 30 % der Arbeitslosen von jeglichem finanziel-
len Leistungsbezug ausgeschlossen sind. Dariiber
hinaus liegen die Unterstiitzungssitze an Arbeitslose
nach den verschiedenen Kiirzungen der letzten
Jahre bereits so niedrig, daB sie fir einen groBien
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Teil der Betroffenen das Sozialhilfeniveau unter-
schreiten. Eine Folge der langanhaltenden und
zunehmenden Massenarbeitslosigkeit und der Kiir-
zungen der Sozialleistungen ist mithin die zuneh-
mende Schaffung bestimmter Formen von Armut in
der Gemeinschaft dadurch, daBl eine Abdringung
immer groBerer Teile der Bevdlkerung unter die
Schwelle des sozialen Existenzminimums erfolgt.

Dariiber hinaus sind insbesondere folgende Perso-
nengruppen im Rahmen der Systeme sozialer Siche-
rung unzureichend geschiitzt: Jugendliche ohne
Berufserfahrung, verheiratete Frauen ohne eigenen
Anspruch auf Sozialversicherungsleistungen, Haus-
angestellte, Kleinrentner, dltere alleinstehende
Frauen, Familien mit mehreren unterhaltsberechtig-
ten Kindern.

11.  Wichtig ist, darauf hinzuweisen, da3 in einigen
weniger entwickelten Mitgliedstaaten der Europi-
ischen Gemeinschaft das Gesamtniveau der Lei-
stungen der sozialen Sicherung so niedrig ist, da3
ein ausreichender Schutz noch keinesfalls erreicht
ist.

AufschluBreich ist in diesem Zusammenhang fol-
gende Feststellung in dem Bericht iiber Griechen-
land:

,,Der Stand der sozialen Sicherheit ist in unse-
rem Land noch keineswegs zufriedenstellend
und liegt noch weit hinter dem Versorgungsum-
fang der anderen Linder der Gemeinchaft
zuriick. In den letzten zwei Jahren gab es ernst-
hafte Bemiihungen und zahlreiche Mafinahmen
sowohl in Richtung einer Ausdehnung der
sozialen Sicherheit auf die gesamte Bevolkerung
als auch einer quantitativen und qualitativen
Verbesserung der Leistungen. Als Beispiel
wiren hier zu nennen:

— die Verrentung aller Personen, die das Ren-
tenalter tiberschritten, jedoch keine Renten-
anspriche im Rahmen einer Versicherung
erworben hatten;

— die Ausdehnung der Sozialversicherungsan-
stalt auf das gesamte Land;

— die Anwendung verringerter Mindestvor-
aussetzungen fiir den Bezug einer Rente
zugunsten jener Arbeitnehmer, die in bis
dahin nicht in die Zustdndigkeit der Sozial-
versicherungsanstalt fallenden Regionen
beschiftigt waren;

— die allgemeine Einfilhrung der Zusatzversi-
cherung fiir alle Beschiftigten durch die
Griindung der Arbeitnehmerzusatzversiche-
rungskasse;

— die Ausdehnung der Hinterbliebenenversi-
cherung; die drztliche und Arzneimittelver-
sorgung der Landwirte; die Anhebung der
Arbeitslosenunterstiitzung usw.*

12. Teilweise wird hierbei auch auf das Problem
der unzureichenden Inanspruchnahme von Leistun-
gen aus den Systemen sozialer Sicherung hingewie-
sen. Auf diesen Tatbestand wurde auch in anderen
Studien, insbesondere in den im Rahmen des
EG-Programms zur Bekdmpfung der Armut erstell-
ten Berichten, aufmerksam gemacht. Als prignantes
Beispiel ist hierfiir die mangelnde Inanspruchnahme

- der Sozialhilfeleistungen in der Bundesrepublik

Deutschland anzufithren. Nach einer jiingeren
repriasentativen Untersuchung beziehen noch nicht
einmal die Halfte aller Haushalte, die zum Bezug
von Sozialhilfeleistungen berechtigt wiren, derartige
Leistungen. Als Griinde hierfiir werden vor allem
genannt: mangelnde Information iiber die Einzel-
heiten der moglichen Leistungsgewdhrung sowie
soziale, gesellschaftliche und biirokratische Hemm-
nisse. Dasselbe Phinomen wurde in GroBbritannien
beobachtet.

13. Um die Mingel bei der Inanspruchnahme der
Sozialleistungen zu beheben, miiiten Bemithungen
unternommen werden, um die Bevolkerung besser
zu informieren und zu beraten.

14. Ubereinstimmend wird mithin in verschiede-
nen Linderberichten darauf hingewiesen, daBl es
erforderlich ist, im Rahmen der Systeme der sozia-
len Sicherheit neben dem Aquivalenzprinzip — mit-
hin der Ubereinstimmung von Beitrigen einerseits
und Leistungen andererseits — Solidarititselemente
einzubeziehen.

Hierhin gehért der obligatorische Charakter eines
GroBteils der Sozialversicherungssysteme, wodurch
ein Ausgleich zwischen gré8eren und kleineren Risi-
ken stattfindet, aber auch der Tatbestand, daB3 trotz
ungleicher Beitrige je nach Einkommensmdoglich-
keiten gleiche Leistungen je nach Risikofall und
unter Beriicksichtigung der Familiensituation bezo-
gen werden konnen. Am starksten ausgepragt sind
derartige Solidarititselemente in den verschiedenen
Formen der Volksversicherung, in denen einkom-
mensbezogene Beitridge entrichtet und identische —
nur nach Familienstand differenzierte — Leistungen
gewdhrt werden.

Eine weitere Korrektur des Aquivalenzprinzips
besteht in der Differenzierung des Leistungsniveaus
nach der Bediirftigkeit des Empféngers.

Magliche Priiventiv- und Rehabilitationsmanahmen

15. Da der Ausschufl den priaventiven Mafinah-
men der Sozialpolitik besondere Bedeutung zumifit,
weil hierdurch der Eintritt von Risiko und Notfillen
und damit menschliches Leéid verhindert werden
und gleichzeitig soziale Kosten eingespart werden
konnen, hat er sich u. a. auch mit den Mdglichkeiten
und Problemen der PriventivmaBinahmen im
Bereich der Systeme der sozialen Sicherheit befaft.
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Ein gutes Beispiel fiir eine vor allem auf priventive
MaBnahmen ausgerichtete Sozialpolitik ist in Déne-
mark zu finden. Nach dem Bericht iiber Ddnemark
ist es ,,Ziel der sozialen Sicherheit . . ., das Auftreten
wesentlicher sozialer Anpassungsschwierigkeiten
oder Einkommensverluste zu begrenzen und aktiv
an der Losung derartiger Probleme, wo sie auftreten,
mitzuwirken‘‘.

Das dinische System der sozialen Sicherung ist mit-
hin auf folgenden Prinzipien aufgebaut:

— Prdventivprinzip: also Begrenzung des Auftre-
tens der Fille, in denen Versorgung auf Dauer
oder langfristige Versorgung erforderlich ist,
durch rechtzeitige und hinreichend umfassende
MafBinahmen;

— Einkommensverlustprinzip: das heit Einkom-
mensverluste, z.B. durch Arbeitslosigkeit,
Krankheit, Arbeitsunfall usw., kdnnen soziale
Probleme hervorrufen und sind daher durch
einen hohen finanziellen Ausgleich zu begren-
zen;

— Bedarfsprinzip bzw. Rehabilitationsprinzip: Aus-
gangspunkt fiir die Leistungen der sozialen
Sicherung sind die tatsdchlich auftretenden
Bediirfnisse. Dies beruht auf dem Ganzheits-
prinzip, nach dem die Gesamtsituation der Lei-
stungsempfinger, d. h. deren persdnliche, fami-
lidre, berufliche u. 4. Situationen, mit bertick-
sichtigt wird. Im Fall einer Krankheit oder eines
Unfalls finden Ubergangshilfen und Sachlei-
stungen zur Wiederherstellung der Erwerbsfi-
higkeit Anwendung; eine Versorgung auf Dauer
ist moglichst auf aussichtslose Fille zu
beschrinken.

Auskunft und Beratung sind daher zentrale Ele-
mente der Systeme sozialer Sicherung in Danemark.

16. Weiterhin sind in Dédnemark folgende Mab-
nahmenkategorien nach den aufgefiihrten Priorité-
ten vorgesehen:

— allgemeine Vorbeugung gegen das Auftreten
sozialer Probleme (z. B. zugunsten von Kindern
und Jugendlichen, zur Vorbeugung gegen
Krankheiten, im Beschiftigungsbereich, in
bezug auf die Bedingungen am Arbeitsplatz);

— eigentliche sozialpolitische PraventivmaBnah-
men (z. B. ambulante MaBnahmen durch Sdug-
lingsschwestern, Hauspflegepersonal, Haus-
haltshilfen, Schulen, praktische Arzte usw., Aus-
kunft und Beratung);

~— Vorbeugung gegen soziale Probleme bei gefihr-
deten Personen;

— Lbsung bereits aufgetretener und Vorbeugung
gegen weitere soziale Probleme;

— langfristige Leistungen nach dem Gesetz iiber
die Invaliden- und Friihrente, falls Vorbeu-
gungsmaBnahmen unméglich sind oder einge-
stellt werden miissen.

17. Eine umfassendere Prdventivpolitik im Rah-
men der Systeme sozialer Sicherung erfolgt in den
Niederlanden vor allem im Rahmen der obligatori-
schen Krankenversicherung, z. B. durch Impfungs-
kampagnen, ambulante Hilfe in Einrichtungen fiir
geistig/psychische Gesundheitspflege und ambu-
lante fachirztliche Behandlung in Polikliniken; im
Rahmen des Arbeitnehmergesundheitsschutzes,
krankheitsverhiitender MaBnahmen im Rahmen der
Gesundheitspflege sowie der sogenannten ,,Volu-
menpolitik”, wobei es als wichtige Aufgabe der
Unternehmen betrachtet wird, im Rahmen des im
Gesetz iber Gesundheit und Sicherheit am Arbeits-
platz geregelten betrieblichen Gesundheitswesens
alles zu tun, um eine Invaliditdt der Arbeitnehmer
zu verhindern bzw. sie nicht aus dem ArbeitsprozeB
auszuschlieBen.

AufschlufBreich ist in diesem Zusammenhang, daB
es in einigen Lindern der Gemeinschaft Gesetze
gibt, denen zufolge die Unternehmen verpflichtet
sind, einen gewissen Prozentsatz Behinderter zu
beschiftigen. Dies gilt insbesondere fiir die Bundes-
republik Deutschland, das Vereinigte Konigreich,
Frankreich und Belgien.

18. Berufliche und medizinische Rehabilitations-
maBnahmen spielen auch in der Bundesrepublik
Deutschland im Rahmen der Bundesanstalt fir
Arbeit, der Krankenversicherung, Rentenversiche-
rung und Unfallversicherung eine zunehmend
bedeutsamere Rolle.

In Irland liegt der Schwerpunkt auf einer Politik zur
Verhinderung der Arbeitslosigkeit. Es wurde eine
ganze Reihe von Mafinahmen getroffen, wie z. B.
Beschiftigungs-, Umschulungs- und Fortbildungs-
maBnahmen. In Griechenland konzentriert sich die
Priaventivpolitik in erster Linie auf Vorsorgemal-
nahmen im medizinischen Bereich. Dies gilt eben-
falls fiir Luxemburg, Belgien und Italien, wo man
vor allem um eine Reduzierung der Arbeitsunfille
bemiiht ist.

Alles in allem kann festgestellt werden, daB die
durchgefiihrten PraventivmafSnahmen sowohl finan-
ziell (wie z. B. der belgische Bericht zeigt) als auch
in bezug auf das Auftreten von Risiken positive
Ergebnisse gezeitigt haben.

Strukturelle Probleme der Finanzierung der Systeme
sozialer Sicherheit

19. Die Prifung der Berichte iiber die verschiede-
nen Mitgliedstaaten zeigt, daB es keine Wunderlo-
sungen gibt; tiefgreifende Finanzierungsreformen
hiitten sehr ungewisse Auswirkungen und lieBen
sich politisch schwerlich vertreten. Allerdings
konnte in einigen Fillen in den Randbereichen
etwas getan werden. Dabei konnten unter Beriick-
sichtigung der unterschiedlichen Situation in den



Nr. C 343/20

Amtsblatt der Europdischen Gemeinschaften

24.12. 84

einzelnen Mitgliedstaaten entweder geringe Erho-
hungen der Beitrige oder die Anhebung der Bemes-
sungshochstgrenzen fiir die Beitrdge zu verschiede-
nen Systemen der sozialen Sicherung oder aber die
Erhebung zusitzlicher geringer steuerdhnlicher
Abgaben in Betracht gezogen werden. In einigen
Lindern kiirzten die Regierungen dariiber hinaus
bestimmte Sozialleistungen und verringerten somit
den sozialen Schutz der Versicherten, ohne aber von
denjenigen, die den sprunghaften Anstieg bestimm-
ter Ausgaben verursachen (ndmlich z. B. die Fach-
drzte, die Angehorigen einiger anderer Heilberufe,
die pharmazeutische Industrie, die Hersteller und
Benutzer medizinischer Apparate und Instrumente,
Verwaltungskosten usw.), in allen Fillen vergleich-
bare Anstrengungen zu verlangen.

20. In verschiedenen Berichten (Frankreich, Nie-
derlande, Irland, Belgien, Italien...) wird auf das
Problem hingewiesen, daB die Beitrige zu den
Systemen sozialer Sicherung aufgrund der Lohn-
summe berechnet und geleistet werden. Dies
benachteiligt naturgemiB arbeitsintensive Betriebe
und kann beschiftigungspolitisch somit negative
Effekte zeitigen. Im Gegensatz dazu sind kapitalin-
tensive Betriebe mit der Finanzierung der Systeme
sozialer Sicherung im Verhiltnis weniger belastet.
Dariiber hinaus ist zu beachten, daB durch techni-
schen Wandel und Rationalisierung infolge der
damit verbundenen Verringerung von Arbeitsplit-
zen Arbeitslosigkeit entsteht und die Kosten der
Unternehmen entsprechend sinken. Dariiber hinaus
konnten durch Arbeitsintensivierung erhohte oder
zusitzliche  gesundheitliche  Belastungen  fiir
bestimmte Arbeitnehmer und entsprechend soziale
Kosten die Folge sein. Dabei ist allerdings einzuriu-
men, daB technischer Wandel auch zu einer Erleich-
terung der Arbeitssituation filhren kann. Dariiber
hinaus entstiinden weitere soziale Kosten dadurch,
daB im Zuge des technischen Wandels keinesfalls
nur qualitativ hochwertige Tétigkeiten entstehen,
sondern teilweise auch berufliche Dequalifizie-
rungsprozesse erfolgen.

21. Eine aufschluBreiche Zusammenfassung der
hiermit verbundenen Problematik enthdlt der
Bericht iiber Frankreich. Darin werden die Ergeb-
nisse verschiedener Untersuchungen iiber die Aus-
wirkungen einer eventuellen Erweiterung der
Bemessungsgrundlage fiir die Beitridge zu den Syste-
men sozialer Sicherung (auf der Basis der Wert-
schopfung der Unternehmen an Stelle der Lohne
und Gehilter) wiedergegeben:

»— Zum einen benachteiligt das derzeitige
System die Beschiftigungslage zugunsten
des Kapitals und stellt ein Hindernis dar fiir
Einstellungen; iiberdies fithrt das auf Bei-
tragen basierende System in Krisenzeiten zu
einer Verringerung der Einnahmen (Arbeits-
lose zahlen keine — oder hochstens symbo-
lische — Beitrige);

— zum anderen wiirden — sofern anstelle der
Lohne die Wertschopfung als Bemessungs-
grundlage gewdhlt wird — stark kapitalin-
tensive Unternehmen, die im.allgemeinen
zu den leistungsfahigsten gehéren, benach-
teiligt, was die Gefahr einer gewissen Nivel-
lierung nach unten bergen kénnte und nur
marginale positive Auswirkungen auf die
Beschiftigungslage hitte.

Was eine eventuelle Fiskalisierung des Systems
betrifft, so ist zu beachten, daB die Festlegung
der Modalitédten zahlreiche Probleme aufwirft:

— Ein Rickgriff auf die Mehrwertsteuer
konnte zu einer Erhéhung der Verbraucher-
preise fithren und die Inflation nihren.

— Eine Erhohung der progressiven Einkom-
mensteuern oder eine besondere und pro-
portionale Steuer auf die Gesamteinkiinfte
konnte von den Beziehern mittlerer und
hoher Einkiinfte als untragbar empfunden
werden und die Ersparnisbildung beein-
trichtigen.

Eine eventuelle Fiskalisierung des Systems der
sozialen Sicherheit kénnte auch Probleme hin-
sichtlich der Beibehaltung der paritiitischen Ver-
waltung der sozialen Sicherheit aufwerfen.*

22. Als eine mégliche Losung wird in dem Bericht -
iber Frankreich hervorgehoben, daB es zweckmiBig
sein konne, ,in Zeiten wirtschaftlichen Auf-
schwungs Reserven zu bilden, die in Krisenzeiten in
Anspruch genommen werden kénnen*.

23. Hinsichtlich der Méglichkeiten zur Verbesse-
rung der Einnahmegrundlagen der Systeme sozialer
Sicherung ist aufschluBireich, daB in Frankreich und
Belgien auch Beamte in die Beitragsleistungen zu
den Arbeitslosenversicherungssystemen einbezogen
wurden (Solidaritatsbeitrige).

24. Ebenfalls bemerkenswert ist die Feststellung in
dem Bericht iiber GroBbritannien, daB ,,die Grenzen
fiir die Sozialausgaben . .. aufgrund der derzeitigen
Erfahrung mehr psychologischer denn wirtschaftli-
cher Art* seien.

25. Hingewiesen wird ferner in verschiedenen
Landerberichten auf die Notwendigkeit, den
Anstieg der Kosten des Gesundheitswesens zu
begrenzen. Hierbei geht es insbesondere darum, der
zunehmenden Inanspruchnahme é&rztlicher Dienst-
leistungen (u.a. technische Leistungen, Untersu-
chungen der Laboratorien fiir klinische Biologie)
und gesundheitspflegerischer Hilfstitigkeiten sowie
dem iibertriebenen Arzneimittelkonsum Einhalt zu
gebieten, die Kosten fiir Krankenhausaufenthalte zu
senken und die Entwicklung der Krankenhausinfra-
struktur besser zu kontrollieren.

Eine intensivere Praventivpolitik kann mittelfristig
auch zu einer besseren Kontrolle und sogar zu einer
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Verringerung der Ausgaben im sozialen Bereich bei-
tragen (wie z. B. die Erfahrungen in Luxemburg zei-
gen). Die in einigen Lindern bereits eingeleiteten
Tendenzen, geringfiigige Kosten der Krankheit aus
dem System sozialer Sicherung auf die Betroffenen
zuriickzuverlagern, konnen genau in die umgekehrte
Richtung einer Priventivpolitik gehen.

Tendenzen der Privatisierung sozialer Leistungen

26. In verschiedenen Linderberichten wird darge-
stellt, daB im Zuge der finanziellen Ungleichge-
wichte der Systeme sozialer Sicherung als Folge der
anhaltend hohen und steigenden Massenarbeitslo-
sigkeit sowie sonstiger bereits oben genannter Fak-
toren Tendenzen deutlich werden, Teile der sozialen
Sicherheit aus dem 6ffentlich finanzierten System in
ein privates System zu lberfithren. Dabei geht es vor
allem um die Krankenversicherung und die Alters-
versicherung.

Der AusschuB ist jedoch der Auffassung, daB die
erforderliche Solidaritit unter den verschiedenen
Versichertengruppen nur dann gewihrleistet werden
kann, wenn der wesentliche Teil der Risiken durch
ein Pflichtversicherungssystem gedeckt ist.

27. Es ist sicherlich wichtig, dal — wie es in dem
Bericht iiber die Niederlande heilt — ,,zwischen
staatlicher Fiirsorge einerseits und Eigenverantwor-
tung der einzelnen und der gesellschaftlichen Grup-
pierungen andererseits das richtige Gleichgewicht
entsteht*“. Dies kann allerdings nicht bedeuten, dafl
immer mehr Leistungen der Systeme sozialer Siche-
rung in private Hand ausgelagert werden und die
Systeme sozialer Sicherung letztendlich auf die
besonders bediirftigen Personengruppen konzen-
triert werden.

Dies wiirde dem Grundprinzip der sozialen Siche-
rung widersprechen, das darauf ausgerichtet ist,
rechtzeitige Vorsorge vor den Lebensrisiken bzw. —
falls méglich — sogar zur Verhinderung des Eintritts
derartiger Risiken zu bieten.

Dies wire ein Riickschritt von den modernen Syste-
men sozialer Sicherung, wie sie sich in jahrzehnte-
langer miihseliger Arbeit in den EG-Lindern her-
ausgebildet haben bzw. in den weniger entwickelten
neuen Mitgliedstaaten der Europdischen Gemein-
schaft langsam entstehen. Dies wiirde insbesondere
dem Gedanken der priventiven sozialen Sicherung,
mit der nicht nur Notfille verhindert, sondern auch
soziale Kosten reduziert werden und die nach Aus-
sagen in verschiedenen Linderberichten dringend
weiter ausgebaut werden miifite, genau zuwiderlau-
fen. Der dinische Experte sieht auf die dinische
Gesellschaft wegen des Entstehens eines privaten
Zusatzrentenversicherungssystems langfristig {ibri-
gens grof3e Probleme zukommen.

28. AufschluBreich sind auch die Ausfiihrungen in
dem Bericht iiber England, nimlich daB ein natio-
naler Gesundheitsdienst nicht zwangsldufig ein
erhebliches Feld fiir die Privatversicherung eréffnen
muB (wie dies vielfach behauptet wird), wenn er ver-
niinftig finanziert ist (wie auch das Beispiel des
kommunalen Gesundheitsdienstes in Didnemark
beweist).

,GroBere Anstrengungen und Anreize zum
Abbau der Wartelisten fiir kleinere chirurgische
Eingriffe plus mehr Moglichkeiten fiir Annehm-
lichkeiten im nationalen Gesundheitsdienst
konnten dieser Entwicklung entgegenwirken.
Die Entwicklung der Sozialversicherung im Ver-
einigten Konigreich mit kostspieligen, haupt-
sdchlich pauschal bemessenen Leistungen hat
zu relativ geringerer Armut gefiihrt als in den
anderen Mitgliedstaaten.*

Ferner ist zu vermerken, daf} eine gute Qualitdt und
ein hohes Niveau der Leistungen (z. B. in der Kran-
kenversicherung) in bedeutendem MafBle der Ent-
wicklung privater Versicherungssysteme entgegen-
wirken.

Stabilisierende Rolle des Sozialbudgets fiir die
Konjunktur- und Beschiftigungslage

29. AufschluBreich ist hierzu die Feststellung in
den Uberlegungen der Kommission der Europi-
ischen Gemeinschaften zu den Problemen der sozia-
len Sicherung:

,,Der soziale Schutz darf nicht als eine Bela-
stung fiir die Wirtschaft angesehen werden. Er
stellt vielmehr eine Voraussetzung dafiir dar,
daBl Befihigung, Wirksamkeit und Motivation
im europidischen Wirtschaftsleben ihren hohen
Stand behaiten. AuBerdem verschwinden die
entnommenen Betrige nicht aus dem Wirt-
schaftskreislauf, sondern werden ihm in Form
von Leistungen wieder zugefiihrt, die eine wich-
tige Rolle zur Stiitzung der Wirtschaftstétigkeit
spielen und somit eine weitere Verschlechterung
vornehmlich in bestimmten Gebieten vermei-
den.

SchlieBlich hdngen verschiedene Tétigkeiten
von den Systemen der sozialen Sicherheit ab.
Vor allem die Gesundheitsdienste beschiftigen
zahlreiche Arbeitskrifte. Sie stellen Arbeits-
plitze fiir Arzte, Apotheker, Zahnirzte usw. und
stellen fiir verschiedene Industriezweige (phar-
mazeutische Industrie, aber auch chemische
Industrie und Elektronik) eine wichtige Exi-
stenzgrundlage dar.

Die Arbeitskosten sind in den Lindern der
Gemeinschaft héher als in den meisten anderen
Lindern. Dies ist auf die Unterschiede im
Lohnniveau, aber auch auf das unterschiedliche
AusmaB des sozialen Schutzes zuriickzufiihren,
der durch Steuern und Sozialbeitrige, die teil-
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weise zu Lasten der Arbeitgeber gehen, finan-
ziert wird. Hohe Arbeitskosten konnen sich ent-
scheidend auf die Wettbewerbsfihigkeit der
Unternehmen auswirken, insbesondere in
bestimmten Sektoren, die untér der Konkurrenz
durch die dritte Welt leiden, wie zum Beispiel
der Textil-, der Bekleidungssektor, die Schuhin-
dustrie und der Schiffbau. Die potentiell negati-
ven Auswirkungen auf die Beschiftigung liegen
auf der Hand.”

Wenn die Kosten des sozialen Schutzes einen gewis-
sen Umfang erreichen (prozentual zum Bruttosozial-
produkt), stoBt die Steuer- und die Soziallastquote,
wie die Kommission feststellt, freilich auf den
Widerstand der Beitrags- und Steuerpflichtigen. Die
Kommission weist in diesem Zusammenhang zu
Recht darauf hin, daB die Steuerzahler und die Bei-
tragszahler namlich vor allem sehen, was sie zahlen,
ohne daf} sie sich immer wirklich bewuBt sind, was
ihnen in Form offentlicher Dienste und Dienstlei-
stungen geboten wird.

30. Diese Gedanken der Kommission finden sich
in verschiedenen Berichten wieder. So wird hiufig
die Auffassung geduBert, daBl infolge der anhalten-
den und steigenden Massenarbeitslosigkeit sowie
der demographisch bedingten Uberalterung der
Bevolkerung die Ausgaben der Systeme sozialer
Sicherung erheblich angestiegen sind. Dadurch
wiirde die Wettbewerbsfihigkeit der Unternehmen
in den Mitgliedstaaten gefihrdet.’Wie hierzu in dem
franzdsischen Bericht weiter ausgefiihrt wird, kdme
eine solche Uberlegung einem vorschnellen Urteil
gleich, ,,da solche Abgaben fiir die Wirtschaft nicht
zwangsldufig unniitz und im allgemeinen keines-
wegs iberfliissig sind*.

Als Beispiel wird auf den Gesundheitssektor verwie-
sen: '

.»»Die fiir diesen Sektor bestimmten Beitrage sind
natiirlich sehr niitzlich fiir die Beschiftigungs-
lage. In Frankreich entfallen auf diesen Sektor
iiber eine Million Beschiftigte. Er ist daher wirt-
schaftlich gesehen keineswegs neutral.

31. In dem niederlindischen Bericht wird ausge-
fihrt, dal die erfolgten Kiirzungen der Soziallei-
stungen zu erheblichen Unruhen in der Gesellschaft
gefiihrt hitten:

,Die niederlindischen Gewerkschaften haben
nicht nur gegen diese drastischen Kiirzungen
protestiert, sondern sich auch durch die Vorlage
alternativer Vorschldge fiir die Erhaltung der
Kaufkraft der Beamten und der Empfanger von
Sozialleistungen eingesetzt.

32. Auch in der Bundesrepublik Deutschland
haben die Gewerkschaften immer wieder deutlich
gemacht, daB die seit Jahren erfolgenden Kiirzun-
gen der Sozialleistungen eine sozial unertrigliche

einseitige Verlagerung der Kosten fiir die Wirt-
schafts- und Beschaftigungskrise auf die sozial
schwichsten Gruppen darstellen, die sozialen Kon-
flikte verschirfen und zu einem beschiftigungspoli-
tisch widersinnigen erheblichen Ausfall an kaufkrif-
tiger Nachfrage fiihren.

SchiuBifolgerungen

33. Wie aus. den Lénderberichten eindeutig her-
vorgeht, sind die Wirtschaftskrise und die sich
daraus ergebende Arbeitslosigkeit wesentliche Ursa-
chen fiir einen erheblichen Teil der finanziellen
Ungleichgewichte der Systeme sozialer Sicherung.
Als weitere Griinde fiir die finanziellen Schwierig-
keiten der Systeme sozialer Sicherung werden struk-
turelle Ungleichgewichte genannt, insbesondere: die
Uberalterung der Bevolkerung, der Kostenanstieg
im Gesundheitswesen sowie die Einbeziehung neuer
Gruppen von Erwerbspersonen in die Leistungen
ohne angemessene Beitrige. Deshalb muf} es vor-
rangiges Ziel der Wirtschafts- und Sozialpolitik in
den Mitgliedstaaten sein, die Grundlagen der
Systeme sozialer Sicherung durch eine wirksame
Politik der Forderung des Wirtschaftswachstums
und der Beschiftigung zu sichern. Ein gesellschafts-
politisch erwiinschtes qualitatives Wachstum verbes-
sert die Voraussetzung fiir die Finanzierung der
Systeme sozialer Sicherung.

In den Landern der Gemeinschaft besteht ein deut-
licher Zusammenhang zwischen dem Umfang des
sozialen Schutzes und den wirtschaftlichen Leistun-
gen. Es besteht insofern ein gegenseitiges Wechsel-
verhiltnis zwischen dem sozialen Schutz der Arbeit-
nehmer und ihrer Familien einerseits und den wirt-
schaftlichen Leistungen und der wirtschaftlichen
Entwicklung andererseits, als ein guter sozialer
Schutz einem qualitativen Wirtschaftswachstum for-
derlich ist. In Zukunft muB} deshalb darauf hingear-
beitet werden, einen angemessenen sozialen Schutz
in den einzelnen Mitgliedstaaten sicherzustellen.

34. Dariiber hinaus haben die 6ffentlichen Haus-
halte sowie die Haushalte der Sozialversicherungs-
trager eine erhebliche konjunkturstabilisierende und
gleichzeitig beschiftigungssichernde Funktion. Die
iber die Systeme sozialer Sicherung gezahlten Lei-
stungen werden dem Wirtschaftskreislauf in Form
von kaufkriftiger Nachfrage wieder zugefiihrt und
spielen somit eine wichtige Rolle zur Stiitzung der
Wirtschaftstitigkeit. Dabei soll nicht verkannt wer-
den, daB die steigenden Kosten der Systeme sozialer
Sicherung vor allem infolge der anhaltenden und
steigenden Arbeitslosigkeit, aber auch der anderen
obengenannten Faktoren, zu finanziellen Belastun-
gen fir die Beitrags- und Steuerzahler bzw. die
staatlichen Haushalte fiihren. Es gilt deshalb, ein
Gleichgewicht zwischen der Erhaltung der Kauf-
kraft einerseits und der Sicherstellung der fir die
Wiederankurbelung der Wirtschaft erforderlichen
Mittel andererseits herzustellen.
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35. Weiterhin haben die Sozialleistungen in erheb-
lichem Umfang produktiven und investiven Charak-
ter. Sie bedeuten Investitionen in die Gesundheit
und in die Qualifizierung der Arbeitskrifte, die fir
die wirtschaftliche Entwicklung mindestens ebenso
wichtig wie Kapitalinvestitionen sind. Zum Beispiel
miissen zur Aufrechterhaltung der Gesundheitssi-
cherung zahlreiche Arbeitskrafte beschiftigt werden.
Dariiber hinaus werden hierdurch Beschiftigungs-
moglichkeiten fiir verschiedene Industriezweige
(insbesondere pharmazeutische Industrie, aber auch
chemische Industrie und Elektronik) geschaffen.

36. Die Systeme der sozialen Sicherung diirfen die
Arbeitnehmer und ihre Familien nicht nur in wirt-
schaftlich guten Zeiten schiitzen, sondern eine ihrer
Hauptaufgaben liegt vor allem darin, daB sie einen
ausreichenden Schutz auch in wirtschaftlich
schlechten Zeiten gewihrleisten. Gerade dann ist es
erforderlich, da8 das Prinzip der Solidargemein-
schaft und Solidaritit erhalten bleibt und durch eine
Pflichtversicherung fiir alle verstarkt wird.

37. Dabei ist zu beriicksichtigen, daB3 sich auch die
Systeme sozialer Sicherung in ihren Einnahmen und
Ausgaben an die verschlechterte Wirtschaftssitua-
tion anpassen missen. In Zeiten riicklaufiger
Zuwachsraten des Bruttosozialprodukts koénnen
auch die Leistungen der Systeme sozialer Sicherung
nicht mehr in dem Ausmaf expandieren wie in Zei-
ten hohen Wirtschaftswachstums. Dabei kommt es
darauf an, ein groBeres Gleichgewicht zwischen der
Belastung der aktiven Erwerbsbevolkerung mit Bei-
tragen zu den Systemen sozialer Sicherung und den
Leistungen aus diesen Systemen zu schaffen. Die
notwendige Verbesserung der Struktur der Systeme
sozialer Sicherung wiirde auch einen Beitrag zur
finanziellen Konsolidierung leisten. Erforderlich
hierbei sind vor allem die Herstellung einer besseren
Kostentransparenz, die Verbesserung der Informa-
tionen, die Verhinderung bzw. der Abbau versiche-
rungsfremder Leistungen oder die entsprechende
Bereitstellung der zu ihrer Finanzierung geeigneten
Einnahmequellen, die Stirkung der Mitverantwor-
tung des einzelnen, die Verhinderung von Fehlan-
reizen und Fehlsteuerungen. Die erforderliche
Anpassung der Leistungen der Systeme sozialer
Sicherung an die verschlechterte Wirtschafts- und
Finanzsituation in den Mitgliedstaaten muBl ausge-
wogen in dem Sinne erfolgen, daf} nicht vorrangig
oder ausschlieBlich die sozial schwichsten Bevolke-
rungsgruppen, sondern auch die oberen, leistungsfa-
higeren Einkommensgruppen betroffen sind. Hier-
bei ist auch zu beriicksichtigen, daf3 die Soziallei-
stungen kaufkriftige Nachfrage darstellen, die zur
wirtschaftlichen Belebung und Verbesserung der
Beschiftigungssituation unerldBlich sind. Das darf
jedoch nicht heiBen, daB — wie es offensichtlich die
Sparpolitik in vielen Mitgliedstaaten ist — vorran-
gig oder ausschlieBlich die Lasten der unzweifelhaft
erforderlichen wirtschaftlichen und sozialen Anpas-
sung an die Wirtschafts-, Beschéftigungs- und
Finanzkrise den Sozialleistungsempfingern aufge-

biirdet werden, wihrend ein Teil der oberen Ein-
kommensgruppen ungeschoren davonkommt. Dies
bedeutet nicht nur eine Verschirfung sozialer Kon-
flikte mit allen negativen Konsequenzen fiir die
Betroffenen wie auch die gesamtwirtschaftliche Ent-
wicklung, sondern eine Verringerung der zur wirt-
schaftlichen Entwicklung dringend erforderlichen
kaufkriftigen Nachfrage gerade bei den schwich-
sten Einkommensschichten. Dariiber hinaus gibt es
einige Bereiche der Systeme sozialer Sicherung, in
denen es dringend einer Kostenreduzierung bedarf.
Dies gilt vor allem fiir das Gesundheitswesen, insbe-
sondere hinsichtlich der Einkommen eines Teils der
Arzte, von Vertretern einiger anderer medizinischer
Berufe und eines Teils der Arzneimittelhersteller,
sowie fir die Kosten des Krankenhauswesens. Dies
konnte mit Hilfe einer besseren Planung im Bereich
der Krankenhausinfrastrukturen und der Wahl des
Standorts von Groflapparaturen (Scanner) sowie mit
Hilfe einer besseren Kontrolle der technischen
Sachleistungen und der Inanspruchnahme von
Laboruntersuchungen, der klinischen Biologie usw.
geschehen. Eine praventive Gesundheitspolitik und
eine Politik der Gesundheitserziehung wiren hierbei
besonders geeignet, zur Kosteneinsparung im
Gesundheitswesen beizutragen. Die Regierungen
haben dafiir Sorge zu tragen, daf alle Biirger in
allen Lindern Zugang zu wirksamen Leistungen im
Gesundheitsbereich haben. Die Verhinderung
gesundheitlicher Schiden am Arbeitsplatz durch
menschengerechte Arbeitsbedingungen sowie aus-
reichende arbeitsmedizinische Dienste kann hierzu
einen wichtigen Beitrag leisten. Dariiber hinaus ist
nicht zu iibersehen, dafl die wirksame Bekdampfung
der Arbeitslosigkeit und insbesondere Langzeitar-
beitslosigkeit ebenfalls zu einer Verringerung der
Kosten des Gesundheitswesens beitragen kann. Je
linger die hohe Arbeitslosigkeit andauert, desto
mehr haufen sich die Fille ernsthafter gesundheitli-
cher Schiden, insbesondere bei den von Langzeitar-
beitslosigkeit betroffenen Personengruppen, mit ent-
sprechenden Kosten fiir die 6ffentlichen Gesund-
heitssysteme.

38. In Anbetracht der Entwicklung im sozialen
und wirtschaftlichen Bereich und insbesondere des
Anstiegs der Arbeitslosigkeit einerseits und des
Umfangs der Soziallasten andererseits sollte im Hin-
blick auf eine verstirkte europdische Integration die
Frage aufgeworfen werden, ob das System der
Finanzierung der einzelnen von der sozialen Sicher-
heit gedeckten Risiken nicht einer Anderung unter-
zogen und in allen Lindern der Gemeinschaft ein-
heitlicher gestaltet werden kann.

Dabei wire zu priifen, ob die Arbeitslosenversiche-
rung und vor allem die Familienbeihilfen nach dem
Grundsatz der Solidaritédt nicht im wesentlichen von
der Allgemeinheit finanziert werden sollten; ob die
Arbeitsunfallversicherung nicht ausschlieBSlich von
den Arbeitgebern getragen werden sollte; ob die
Krankenversicherung und die Altersruhegehilter
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nicht gemeinsam von den Arbeitgebern, den Arbeit-
nehmern und dem Staat finanziert werden sollten.

Dabei miiBte beriicksichtigt werden, wie sich bei der
Wahl der einen oder anderen Finanzierungsme-
thode und je nachdem, ob eine Beitragsbemessungs-
grenze festgesetzt wird oder nicht, die Beitrige zur
sozialen Sicherheit gestalten: progressiv, linear oder
degressiv. '

In den Fillen, in denen eine paritdtische Verwal-
tung der sozialen Sicherheit gegeben ist, mul} diese
auf jeden Fall beibehalten werden.

39. Hinsichtlich der Finanzierung der Systeme
sozialer Sicherung ist festzustellen, daB} die arbeits-
intensiven Bereiche der Wirtschaft infolge der vor-
rangigen Bemessung der Beitrdge an den Loéhnen
erheblich im Nachteil sind. Es mruf3 daher iiber alter-
native Beitragsbemessungsgrundlagen fir die
Arbeitgeberbeitrage nachgedacht werden, bei denen
nicht mehr allein der Lohn des Arbeitnehmers, son-
dern zusitzlich die Wertschopfung des Unterneh-
mens fiir die Beitragsberechnung zugrunde gelegt
wird, zumal der technologische Wandel und die
Rationalisierung  Arbeitslosigkeit  hervorrufen,
womit sie die Kosten in die Hohe treiben konnten.

Dariiber hinaus wiéren bei Bedarf solche Korrektu-
ren in Erwdgung zu ziehen wie: die Erthéhung von
Beitrigen, wobei zu beriicksichtigen ist, dall gewisse
Grenzen fiir die Belastung mit Steuern und Sozial-
versicherungsabgaben nicht iiberschritten werden
diirfen, die Anhebung der Beitragsbemessungs-
grenze, die Einbeziehung aller Gruppen von
Erwerbspersonen in das Beitragssystem und die Ver-
besserung der finanziellen Beitridge des Staates, ins-
besondere wenn die Leistungen fiir immer weniger
versicherbare Risiken gewidhrt werden, wie z. B.
Arbeitslosigkeit.

40. Gerade in Zeiten wirtschaftlicher Schwierigkei-
ten und hoher sowie steigender Massenarbeitslosig-
keit ist es entscheidend, das BewuBtsein in der
Bevélkerung fir mehr Solidaritit zu aktivieren.
Dabei muB den Tendenzen entgegengewirkt wer-
den, die Ursachen fir die finanziellen Ungleichge-
wichte der Systeme sozialer Sicherung in tatsichli-
chen oder vermeintlichen Mifbrduchen der Sozial-
leistungsempfinger zu suchen. Wenn auch keines-
falls ausgeschlossen werden soll, da3 in dem einen
oder anderen Fall — insbesondere in der Kranken-
versicherung — derartige Miflbrauche bestehen, die
auf das entschiedenste zu bekdmpfen und zu verhin-
dern sind, so wire es eine gefdhrliche und verant-
wortungslose Verkennung der Tatsachen, hierin eine
Losung fiir die Finanzprobleme zu sehen und auf
diese Weise zu verhindern, den tatsdchlichen Ursa-
chen der Krise nachzugehen und geeignete MaB-
nahmen zu ihrer Bekdmpfung zu entwickeln. Auf
keinen Fall konnen die finanziellen Probleme, mit

denen die soziale Sicherheit kampft, durch eine Pri-
vatisierung gelost werden.

Insbesondere entscheidend ist es, die Solidaritdt der
gesamten Bevdlkerung vor allem mit den langfristig
Arbeitslosen zu erh6hen und deutlich zu machen,
daB3 ohne eine wirksame Beschiftigungspolitik —
einschlieBlich einer gleichgewichtigeren Verteilung
der zu knappen Arbeitsmoglichkeiten auf die nach
Arbeit Suchenden durch die Verkiirzung und Reor-
ganisation von Arbeitszeit und Arbeitsleben, wobei
die unterschiedlichen Bedingungen in verschiede-
nen Tarifbereichen zu beriicksichtigen sind — eine
finanzielle Sanierung der Staatshaushalte und der
Systeme sozialer Sicherung nicht moglich ist.

41. Das Prinzip der Solidaritit im Rahmen der
Systeme sozialer Sicherheit bedeutet auch, dafl die
immer noch bestehenden Benachteiligungen gegen-
iber Frauen und ausldndischen Arbeitnehmern
beseitigt werden. Es ist vor allem Tendenzen entge-
genzuwirken, die die Lasten fiir die erforderliche
Anpassung an die verschlechterte wirtschaftliche
Situation auf diese benachteiligten Bevdlkerungs-
gruppen abschieben wollen. Hierbei kommt es,
gerade was die Gleichbehandlung von Miénnern
und Frauen anbelangt, darauf an, daB die
EG-Richtlinie iiber die ,,Verwirklichung des Prin-
zips der Gleichbehandlung von Minnern und
Frauen im System der sozialen Sicherheit* in die
nationale Praxis umgesetzt wird. Die EG-Kommis-
sion ist daher aufzufordern, die Entwicklung der
Angleichung dieser Rechtsvorschriften und insbe-
sondere der Praxis in den Mitgliedstaaten sorgfiltig
zu liberwachen und gegebenenfalls Klage zu erhe-
ben.

Da die Unternehmen in einigen Lindern der
Gemeinschaft verpflichtet sind, eine gewisse Anzahl
von Behinderten zu beschiftigen, schligt der Aus-
schuB vor, eine soiche Regelung entweder durch
Gesetz oder im Rahmen von Tarifvertrdgen in allen
Mitgliedstaaten einzufilhren. Dabei sollte den
Ansichten der Behindertenverbiande in den einzel-
nen Lindern der Gemeinschaft Rechnung getragen
werden.

42. Langfristiges Ziel sollte in der Europdischen
Gemeinschaft sein, daB sich die Systeme sozialer
Sicherung vor allem in ihrer finanziellen Dimension
einander annihern. Dies bedeutet insbesondere, da3
die noch weniger entwickelten jlingeren Systeme
sozialer Sicherung in einigen Mitgliedstaaten der
Gemeinschaft so weit und so bald wie moglich auf
das Niveau des Schutzes der Arbeitnehmer und son-
stiger Bevolkerungsgruppen in den bereits weiter
entwickelten Lindern der Europdischen Gemein-
schaft angehoben werden.

In den Lindern, in denen eine Harmonisierung der
verschiedenen Rentenversicherungssysteme und/
oder eine Zusammenfassung der Rentenversiche-
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rungen geplant sind, ist dafiir Sorge zu tragen, daB
diese Harmonisierung und/oder Zusammenfassung
nicht eine Nivellierung nach unten zur Folge haben.

43. Ferner missen nicht nur die Systeme der sozia-
len Sicherheit transparenter gemacht und ihre Struk-
turen vereinfacht werden, auch miissen die Arbeit-
nehmer besser iiber die Sozialtransfers (Sozmllen-
stungen) unterrichtet werden.

44. In Anbetracht der finanziellen Schwierigkeiten,
mit denen die verschiedenen Systeme der sozialen
Sicherheit konfrontiert sind, fordert der Ausschuf3
die Kommission auf, bestimmte spezifische Aspekte
einer griindlicheren Prifung zu unterziehen, wie
z. B.:

— die Systeme der sozialen Sicherheit anderer
Erwerbspersonen als der Arbeitnehmer, insbe-
sondere von Selbstindigen sowie Inhabern von
Klein- und Mittelbetrieben;

— die Auswirkungen einer restriktiven Lohnpolitik
auf die Einnahmen der sozialen Sicherheit;

— die Auswirkungen der Arbeitszeitverkiirzung
und einer aktiven Arbeitsmarktpolitik auf die
finanzielle Situation der sozialen Sicherheit;

Geschehen zu Briissel am 25. Oktober 1984.

— die Méglichkeit und Auswirkungen einer Ande-
rung der Beitragsbemessungsgrundlage auf die
finanzielle Situation der sozialen Sicherheit;

— die sozialen Kosten der Arbeitslosigkeit;;
— der Umverteilungseffekt der sozialen Sicherheit;

— die Stellung der Jugendlichen auf der Suche
nach einer ersten Beschiftigung in bezug auf die
soziale Sicherheit;

— die Stellung der Langzeitarbeitslosen in bezug
auf die soziale Sicherheit;

— die ,Schattenwirtschaft“ und ihre Bedeutung
fiir die Finanzierung der sozialen Sicherheit.

In den Mitgliedstaaten bereits vorliegendes Unter-
suchungsmaterial miiBte dabei selbstverstindlich in
vollem Umfang herangezogen werden.

45. Wegen der besonderen Bedeutung der Beteili-
gung der Sozialpartner an den Systemen der sozia-
len Sicherung sowie den diesbeziiglichen Entschei-
dungen behilt sich der Wirtschafts- und Sozialaus-
schuB} vor, dieses Thema der Beteiligung der Sozial-
partner an der Verwaltung der sozialen Sicherheit in
einer weiteren Initiativstellungnahme zu behandeln,
sobald sich die Gelegenheit dazu bietet.

Der Prasident
des Wirtschafts- und Sozialausschusses

Gerd MUHR

ANHANGE

zur Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses

ANHANG 1

Abstimmung

Uber die Stellungnahme wurde namentlich abgestimmt. Nachstehende anwesende bzw. vertre-

tene Mitglieder stimmten fiir die Stellungnahme:

die Herren Amato, Beretta, Boddy, Bonety, Bornard, Burnel, de Caffarelli, Cavazzuti, Curlis,
Dassis, De Bruyn, De Grave, d’Elia, Della Croce, Delourme, Drago, Dunet, Emo Capodilista,
Frau Engelen-Kefer, die Herren Etty, Flum, Glesener, Frau Gredal, die Herren Houthuys,
Jaschick, Jenkins, Kirschen, Lauga, Margot, Masucci, Meraviglia, Milne, Muller, Nielsen B.,
Frau Nielsen M., die Herren Nielsen P., Nierhaus, Ognibene, Frau Patterson, die Herren Pfeiffer,
Plank, Raftopoulos, Rainero, Rouzier, Schneider, Schoepges, Schwarz, Sir George Sharp, die
Herren Soulat, Spijkers, Frau Strobel, die Herren Van den Broucke, Vercellino, Frau Weber, Frau

Williams, Herr Yvernau.
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Nachstehende anwesende bzw. vertretene Mitglieder stimmten gegen die Stellungnahme:

die Herren Bernasconi, Binnenbruck, Frau Bredima, die Herren Broicher, Cammann, Ceyrac, De
Bievre, De Tavernier, Dracos, Fortuyn, Fuller, Germozzi, Hammond, Kenna, Low, Marvier, Mas-
prone, Noordwal, de Normann, Pelletier, Poeton, Querleux, Schnieders, Stahlmann, Staratzke,
Storie-Pugh, Swift, Van der Mensbrugghe, Van Melckenbeke, Wagner, Wick, de Wit.

Nachstehende anwesende bzw. vertretene Mitglieder enthielten sich der Stimme:

die’ Herren Bagliano, Campbell, Eelsen, Goris, Hovgaard Jacobsen, Law, Paggi, Regaldo,
Romoli, Strauss, Zinkin.

ANHANG 2
A. Abgelehnter Anderungsantrag

Folgender, nach MaBgabe der Geschiftsordnung eingebrachter Anderungsantrag wurde vom
AusschuB im Verlauf der Beratungen abgelehnt:

Ziffer 19

Der Satz: ,,Dabei kénnten unter Beriicksichtigung . . . in Betracht gezogen werden,* sollte gestri-
chen werden.

Begriindung

Im Gegensatz zu einer Reihe anderer Lander besteht in den Niederlanden eine Hochstgrenze, bis
zu der Sozialbeitrige entrichtet werden miissen. Dariiber ist kein Beitrag mehr fillig. Selbstver-
stindlich wird dem bei der Festsetzung der H6he der Beitrige Rechnung getragen. Dariiber hin-
aus ist die Lohn- und Einkommensbesteuerung in den Niederlanden stark progressiv. Dadurch
ist die Gesamtbelastung (Sozialbeitrige und Steuern) vermutlich eine der héchsten in der
Gemeinschaft. Es geht nicht an, daB eine Verstirkung dieser Belastung angeregt wird. AuBlerdem
steht dies in krassem Widerspruch zu der derzeit in den Niederlanden verfolgten Politik des
Abbaus der Gesamtbelastung.

Ergebnis der Abstimmung

Ja-Stimmen: 30, Nein-Stimmen: 43, Stimmenthaltungen: 7.

B. Anderungsantriige bzw. Anderungen an den Texten, die im Laufe der Beratungen vorgenommen
wurden

Nachstehende Textstelle der Stellungnahme der Fachgruppe Sozialfragen wurde vom Ausschuf3
im Verlauf der seitenweisen Beratungen geandert:

Ziffer 5 — letzter Absatz

,,In diesem Zusammenhang erklirte auch der ddnische Experte in bezug auf die Mitteilung der
Kommission an den Rat iiber die soziale Sicherheit: ,,In Didnemark will man nichts mit nieman-
dem harmonisieren und auf keinen Fall den Weg zu einer Nivellierung nach unten einschlagen.
Die Antwort der Dinen ist deutlich: Nein zur Harmonisierung, da sich die Regierung keine zwei
Wochen mehr halten kdnnte, wenn sie diese Idee aufs Tapet bringen wiirde.*
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Stellungnahme zu dem Vorschlag der Kommission an den Rat zur Festsetzung der
allgemeinen Zollpriferenzen der Gemeinschaft fiir das Jahr 1985 (1)

(84/C 343/06)

Der Rat beschloB am 30. Juli 1984, den Wirtschafts- und SozialausschuB3 geméiB Arti-
kel 198 des Vertrages zur Griindung der Europidischen Wirtschaftsgemeinschaft um
Stellungnahme zu dem vorgenannten Vorschlag zu ersuchen.

Die mit der Vorbereitung der Arbeiten beauftragte Fachgruppe AuBenbeziehungen
nahm ihre Stellungnahme am 9. Oktober 1984 an. Berichterstatter war Herr Cremer.

Der AusschuB verabschiedete auf seiner 220. Plenartagung (Sitzung vom 25. Oktober

1984) einstimmig folgende Stellungnahme:

1. Der Wirtschafts- und SozialausschuB} stellt fest,
daB sich die Kommission in ihren APS-Vorschligen
fiir das Jahr 1985 erneut bemiiht, sowohl den wirt-
schaftlichen Anliegen der Gemeinschaft als auch
der sehr schwierigen Situation der meisten Entwick-
lungsldnder Rechnung zu tragen.

2. Der Ausschuf ist nach wie vor der Auffassung,
daB das APS der Gemeinschaft hinsichtlich seiner
Zielsetzung insgesamt weiterhin positiv zu beurtei-
len ist, daB jedoch seine Effizienz im Sinne einer
Wirkung auf die Entwicklung der bediirftigsten Ent-
wicklungslidnder fraglich bleibt.

Was die Verteilung der Quoten fiir die kontingen-
tierten Produkte zwischen den Mitgliedstaaten
angeht, so befiirwortet es der Ausschul}, den bis
heute angewandten Schliissel beizubehalten und die
von der Kommission neu vorgeschlagenen Schliissel
im Rahmen des fiir die nichsten fiinf Jahre vorgese-
henen APS-Systems zu priifen.

3. Weiterhin fordert der AusschuB8 die Kommis-
sion bereits jetzt auf, in ihren Vorschldgen fiir den
nichsten Fiinfjahreszeitraum

— das APS als ein echtes entwicklungspolitisches
Instrument einzusetzen, das auf den wirtschaft-
lichen Aufschwung der Entwicklungslinder
ausgerichtet ist;

— den Priferenzen in stirkerem MaBe den Cha-
rakter einer doppelten Selektivitit zu geben,
und zwar nach MaBgabe

— ecinerseits des Empfindlichkeitsgrades der
betreffenden Erzeugnisse und

Geschehen zu Briissel am 25. Oktober 1984.

(') ABL Nr. C 294 vom 5. 11. 1984.

— andererseits der Lage der betreffenden Lin-
der bzw. Landergruppen;

— eindeutige Anwendungsmodalititen fiir das
APS zu schaffen, vor allem im Bereich der
Ursprungsregeln, mit dem Ziel, die Transparenz
und Vorteile des Systems fiir die Begiinstigten
zu erhohen.

4. Die Liste der Empfingerlinder des Systems
sollte einer Uberpriifung unterzogen werden mit
dem Ziel, sie als entwicklungspolitisches Instrument
zu nutzen und somit Lander auszuschlieBen, die den
festgelegten Kriterien nicht entsprechen.

5. Der AusschuB} fordert die Kommission auf, die
Maoglichkeit zu priifen, in das néchste System eine
Klausel betreffend die Einhaltung der sozialen Min-
destarbeitsnormen und der Menschenrechte durch
die Partnerlinder aufzunehmen.

6. In bezug auf den frither gemachten Vorschlag
fiir die Einsetzung eines Verwaltungsausschusses fiir
das APS ist der AusschuBl der Ansicht, daB kein spe-
zifisches Gremium erforderlich ist, da die wirtschaft-
lichen und sozialen Kreise in der Lage sein diirften,
sich zu den jahrlichen Vorschlagen je nach Emp-
findlichkeit der betreffenden Erzeugnisse zu duBern.

Der Ausschuf3 verweist diesbeziiglich auf seine frii-
heren Bemerkungen betreffend den Zeitplan fiir
seine Anhdrung sowie auf das Erfordernis, daB3 die
Kommission die statistischen Daten iiber die im
Rahmen des APS erfolgten Gemeinschaftseinfuh-
ren, nach Ursprungslindern aufgeschliisselt, recht-
zeitig bereitstelit.

Der Prdsident
des Wirtschafts- und Sozialausschusses

Gerd MUHR
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Stellungnahme zum Thema ,,Wanderarbeitnehmer**
(84/C 343/07)

Der Wirtschafts- und Sozialausschuf3 beschloB am 26./27. Januar 1984 gemaBl Arti-
kel 20 Absatz 4 der Geschiftsordnung, eine Stellungnahme zum Thema ,,Wanderar-

beitnehmer* zu erarbeiten.

Die mit der Vorbereitung der Arbeiten beauftragte Fachgruppe Sozialfragen nahm ihre
Stellungnahme am 11. Oktober 1984 an. Berichterstatter war Herr Dassis.

Der Ausschull verabschiedete auf seiner 220. Plenartagung am 24./25. Oktober 1984
(Sitzung vom 25. Oktober) mit 56 gegen 4 Stimmen bei 23 Stimmenthaltungen fol-

gende Stellungnahme:

1. Einleitung

Von den 272 Millionen Menschen, die in der Euro-
pdischen Gemeinschaft leben, ist jeder zwanzigste
Erwerbstitige Wanderarbeitnehmer. Die meisten
von ihnen kommen aus Drittlindern. Ein Viertel
(d. h. jeder achtzigste Arbeitnehmer) stammt jedoch
aus der Gemeinschaft. Die Wanderarbeitnehmer
machen etwa 4 % der Gesamtzahl der Arbeitskrifte
aus (6 Millionen; bei Hinzurechnung der Familien-
angehorigen belduft sich die Gesamtzahl der Ein-
wanderer in den EG-Lindern auf ungefdhr 17 Mil-
lionen).

Der Ausschuf} hat in den vergangenen Jahren meh-
rere Stellungnahmen zu den Grundprinzipien der
Wanderungspolitik abgegeben. Da er sich aber der
Verschirfung der Probleme bewuBt ist, mit denen
sich die Wanderarbeitnehmer in der gegenwirtigen
Wirtschaftskrise konfrontiert sehen, in deren
Gefolge sich u. a. die Einwanderungsbewegung sta-
bilisiert, und in Anbetracht der Tatsache, daBl die
Zahl der illegalen Wanderarbeitnehmer zugenom-
men hat, hat er die Initiative ergriffen, die vorlie-
gende Stellungnahme auszuarbeiten.

Der AusschuBl ist sich durchaus bewuft, dal die
Gemeinschaftsinstitutionen fiir mehrere der in die-
ser Stellungnahme behandelten Fragen nicht unmit-
telbar zustindig sind. Er hilt es indessen fiir erfor-
derlich, im Rahmen einer umfassenden Auseinan-
dersetzung mit der Problematik der Wanderarbeit-
nehmer und angesichts der Aufgabe, die der
Gemeinschaft im Hinblick auf die Forderung einer
verstirkten Zusammenarbeit auf diesem Gebiet
zufillt, diesen Fragen nachzugehen.

Ganz allgemein stellt der Ausschuf3 fest, dall der
Lage der Wanderarbeitnehmer in Gemeinschafts-
kreisen wieder mehr Aufmerksamkeit gewidmet
wird (Memorandum der italienischen Regierung,
Aussichten auf Ausarbeitung eines Aktionspro-
gramms zugunsten der Wanderarbeitnehmer,
Bericht iiber die Durchfiihrung der Richtlinie betref-
fend die schulische Betreuung der Kinder von Wan-
derarbeitnehmern usw.). Seines Erachtens miifite

dies zur Weiterbehandlung der schon allzu lange

~unerledigt gebliebenen Fragen und zu einer strengen

Anwendung der bestehenden Gemeinschaftsvor-
schriften fithren.

Im ibrigen ist dem Ausschufl durchaus bekannt,
daf einige Mitgliedstaaten bereits Anstrengungen
im Sinne der in dieser Stellungnahme enthaltenen
Vorschlage unternehmen.

2. Derzeitige Probleme

In dem Bestreben, ihren Bedarf an Arbeitskriften zu
decken, haben viele Linder auslindische Arbeits-
krifte eingestellt, ohne sich in ausreichendem Malle
um die Probleme zu bekiimmern, die spiter hieraus
entstehen konnten.

Welche Folgen die Unzuldnglichkeit der verschiede-
nen Politiken betreffend die Wanderarbeitnehmer
hatte, liegt heute deutlich zutage. Einige davon
seien hier zur Veranschaulichung angefiihrt:

— der konzentrierte Einsatz ausldndischer Arbeit-
nehmer fiir bestimmte Tatigkeiten und in
bestimmten Wirtschaftszweigen, die von einhei-
mischen Arbeitnehmern gemieden werden und
die hdufig mihselig und durch ungesunde
Arbeitsbedingungen gekennzeichnet sind;

— die gesellschaftliche und politische Ausgren-
zung der Zuwanderer, die in einer Gesellschaft
leben miissen, ohne ihr wirklich anzugehéren;

— nachdem die Industrielinder iber ein enormes
auslidndisches Arbeitskriftepotential verfiigten,
das bereit war, unter jedweden Bedingungen zu
arbeiten, maBen sie — zumindest in einigen
Wirtschaftszweigen — der Verbesserung der
Arbeitsbedingungen und der Produktivitit, die
mit der Einfiilhrung und Entwicklung neuer
Technologien unmittelbar zusammenhéngt,
nicht die gebiihrende Bedeutung bei;

— sehr viele — vor allem ungelernte — auslidndi-
sche Arbeitskrifte mittleren Alters verloren
ihren Arbeitsplatz und haben kaum Aussicht,
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einen neuen Arbeitsplatz zu finden, und andere
Arbeitnehmer konnten in die gleiche Lage gera-
ten;

— die akuten Wohnungsprobleme und die Kon-
zentration der Auslidnder in bestimmten Vierteln
der  europaischen GrofBstddte, aus denen die
Einheimischen abgezogen sind;

— die Verscharfung von Auslinderfeindlichkeit,
Rassismus und Unsicherheit;

— der hohe Prozentsatz von Kindern der zweiten
Generation, die in den Grundschulklassen
scheitern;

— die Zunahme der Zahl der illegalen Wanderar-
beitnehmer.

3. Vorschlag einer gemeinsamen Politik

3.1.1. Der beste Weg zur Losung gemeinsamer Pro-
bleme ist ein gemeinsames Vorgehen. Die Schwie-
rigkeiten, die sich fiir die Wanderarbeitnehmer in
allen Mitgliedstaaten stellen, und die Probleme, die
sie aufwerfen, erfordern ein gemeinschaftliches Vor-
gehen; die in dieser Stellungnahme vorgeschlagenen
MafBinahmen sollten eines der tragenden Elemente
dieses Vorgehens bilden.

3.1.2. Freiziigigkeit der aus der EG stammenden
Wanderarbeitnehmer

Die Ausibung des im EWG-Vertrag verbiirgten
Rechts der Arbeitnehmer auf Freiziigigkeit (und
Gleichbehandlung) in der Europdischen Gemein-
schaft konnte durch folgendes verbessert werden:

— vollstindige Anwendung aller EWG-Verord-
nungen durch samtliche Mitgliedstaaten und
Beachtung der Urteile des Europdischen
Gerichtshofes;

— gegenseitige Anerkennung der beruflichen und
allgemeinbildenden Qualifikationen innerhalb
der Gemeinschaft (der Ausschuf3 unterstreicht
in diesem Zusammenhang, daf er sich kiirzlich
zu dem Vorschlag fiir einen Beschluf3 des Rates
iber ,,Die Entsprechung der beruflichen Befihi-
gungsnachweise zwischen den Mitgliedstaaten
der Europidischen Gemeinschaft” () zustim-
mend duflerte);

— groBere Flexibilitat, damit arbeitslose EG-Biir-
ger sich linger zwecks Arbeitsuche in anderen
Mitgliedstaaten aufhalten diirfen, wobei sicher-
gestellt werden miiBite, daB sie wahrend dieser
Zeit die liblichen Sozialleistunger erhaiten;

— Gewiéhrung gleicher Rechte fiir arbeitslose
Jugendliche aus EG-Staaten ohne Berufserfah-
rung;

(') — Dok. KOM: ABIL. Nr. C 264 vom 4. 10. 1983, S. 5;
—  WSA-Stellungnahme: Dezember 1983 — ABI. Nr.
C35vom9.2.1984,S. 12.

— beschleunigte Einfithrung des europdischen
Reisepasses und vollstindige Anwendung der
MafBnahmen im Hinblick auf den vorgesehenen
europdischen Fiihrerschein;

— Vereinfachung und Harmonisierung der Verwal-
tungsverfahren bei der Einwanderung sowie
Verbreitung allgemeinverstiandlicher Erlduterun-
gen hierzu.

Hinzugefiigt sei, daB der Ausschul3 schon bei friihe-
rer Gelegenheit betont hat, dal die Freiziigigkeits-
politik der Gemeinschaft nur dann Erfolg haben
kann, wenn sie von einer aktiven Beschéiftigungs-
politik begleitet wird, die, unterstiitzt vom Sozial-
fonds, eine bessere Anpassung der beruflichen Qua-
lifikation der Arbeitnehmer an die Erfordernisse des
Arbeitsmarkts ermdoglicht.

3.1.3. Einwanderung aus Drittlindern

Die Beschiftigungslage in den Mitgliedstaaten
macht es notwendig, die Einwanderung aus Dritt-
landern rigoros auf die Familienzusammenfiihrung
im Falle von ausldndischen Arbeitskriften, die
bereits in einem Mitgliedstaat ansassig sind, zu
beschrinken.

Parallel dazu mii8ten rasch drastische Mafinahmen
auf Gemeinschaftsebene ergriffen werden, um die
illegale Beschiftigung und den Schleichhandel mit
ausldndischen Arbeitskriften zu bekimpfen und so
die illegale Einwanderung zu stoppen. Diesbeziig-
lich ist auf ein kiirzlich vom WSA erstelltes Doku-
ment zum Thema ,,Die in der EG ansdssigen Wan-
derarbeitnehmer aus AKP-Staaten und ihre Fami-
lien* hinzuweisen; dabei sind folgende Punkte in
Erinnerung zu rufen:

— Die Bearbeitung des im April 1978 revidierten
Vorschlags fiir ‘eine Richtlinie vom November
1976 zur Bekdmpfung der illegalen Zu- und
Abwanderung sowie der illegalen Beschiftigung
muB beim Rat wieder in Gang gesetzt werden.

— Es muf} eine echte Koordinierung der Wande-
rungspolitiken der Mitgliedstaaten gegeniiber
Drittlandern erreicht werden mit dem Fernziel,
zum Abschlufl von Gemeinschaftsabkommen zu
gelangen. In diesen Abkommen miilliten alle
Fragen betreffend die Einreise, die Niederlas-
sung und die soziale Sicherheit der Wanderar-
beitnehmer unter Ausklammerung der Freizii-
gigkeit dieser Arbeitnehmer innerhalb des
Hoheitsgebiets der Europdischen Gemeinschaft
geregelt werden.

UnerldBlich ist in diesem Zusammenhang der Hin-
weis, daB die Probleme gelést werden miissen, die
das 1961 unterzeichnete Abkommen zwischen der
EWG und der Tiirkei aufwirft, das in einer seiner
Klauseln die Freiziigigkeit der tiirkischen Arbeitneh-
mer ab Dezember 1986 vorsieht. Der Ausschuf3 ist
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nidmlich der Meinung, daB3 diese Klausel unter den
derzeitigen Gegebenheiten nicht zur Anwendung
gebracht werden konnte, da sie einen sprunghaften
Anstieg der Arbeitslosenzahl in der Gemeinschaft
und eine Verschlechterung der Aufenthaltsbedin-
gungen der legal in einem Gemeinschaftsland nie-
dergelassenen auslidndischen Arbeitnehmer zur
Folge hitte.

Das wirtschaftliche Gefille zwischen den Lidndern
und Regionen, das der Hauptgrund fiir die illegale
oder gezwungenermafen erfolgende Einwanderung
ist, muB ebenfalls mit stirkerem Einsatz und gréBe-
rer Entschlossenheit bekimpft werden. Hierzu hat
der AusschuB bereits erklért, da3 die Abwanderung
von Arbeitnehmern nicht in wirtschaftlichen Zwén-
gen begriindet sein darf; Arbeitsplédtze sollten in
erster Linie dort geschaffen werden, wo die verfiig-
baren Arbeitskrifte ansidssig sind. Durch geeignete
Aktionen der Gemeinschaft im.Rahmen der Indu-
striepolitik, der Agrarpolitik, der Sozialpolitik und
der Entwicklungshilfe solite versucht werden, die
Wanderungsbewegung in den Griff zu bekommen.

Eine gemeinsame EG-Politik betreffend das Aufent-
haltsrecht von Arbeitnehmern aus Drittlindern ist
augenscheinlich erforderlich. Im Rahmen einer sol-
chen Politik miiBte — wie bereits in einer friiheren
Stellungnahme des Ausschusses betont wird —
sichergestellt werden, daBl ,alle Arbeitnehmer aus
Drittlindern, die eine bestimmte Zeit in der
Gemeinschaft titig sind und die den Wunsch haben,
in der Gemeinschaft zu bleiben, die Mdglichkeit
erhalten sollten, in dem aufnehmenden Land zu ver-
bleiben* (!). Dieses Aufenthaltsrecht sollte ohne
Riicksicht auf die letzte Beschiftigungssituation der
betroffenen Arbeitnehmer gewidhrt werden. AuBer-
dem sollte der AbschluB bilateraler Abkommen zwi-
schen der EG und Regierungen von Drittlindern im
Hinblick auf eine erleichterte Gewédhrung der
Arbeitserlaubnis fiir bereits legal niedergelassene
Wanderarbeitnehmer mit gréBerem Nachdruck
gefordert werden.

3.1.4. Was die besonderen Gruppen von Arbeit-
nehmern anbetrifft, so miilte man sich stirker
darum bemiihen, die spezifischen Probleme der
Grenzginger in den Griff zu bekommen und zu
l6sen. Wie schon bei fritherer Gelegenheit (2)
mochte der Ausschufl betonen, daB3 er die Entschei-
dung begriit, die der Rat beziiglich des Vorschlags
der Kommission zur Vermeidung der Doppelbe-
steuerung gefillt hat.

Eine von Wanderarbeitnehmern verrichtete saison-
gebundene Arbeit ist insofern unvertretbar, als Sai-

(1) Stellungnahme des WSA zur Entwicklung der sozialen
Lage in der Gemeinschaft im Jahr 1981 (ABlL. Nr.
C 252 vom 27.9. 1984, S. 39).
(3) — Stellungnahme des WSA: Dezember 1976 (ABIL.
Nr. C 56 vom 7. 3. 1977, S. 70);
— Stellungnahme des WSA: Oktober 1980 (ABI. Nr.
C 331 vom 17. 12. 1980, S. 15).

sonarbeiter hiufig in bezug auf die soziale Sicher-
heit und zuweilen auch in bezug auf die Arbeitsbe-
dingungen diskriminiert werden.

3.1.5. Insoweit, als die Mitgliedstaaten der Euro-
paischen Gemeinschaft Flichtlingen, die in ihrem
Heimatland ihrer politischen, religidsen oder welt-
anschaulichen Meinung wegen verfolgt werden, aus
humanitiren Griinden Asyl gewéhren, miissen die
Verfahren zur Anerkennung des Status des politi-
schen Fliichtlings beschleunigt werden, wodurch
diesen Fliichtlingen der Zugang zum Arbeitsmarkt
erleichtert wiirde.

3.2. Die Integration der auslindischen Arbeitskrifte

3.2.1. Fiirs erste ist die Schaffung und der Ausbau
von besonderen Aufnahmestellen fiir ausldndische
Arbeitskrifte und ihre Familienangehorigen eine
unerldBliche Voraussetzung, um ihre Integration in
die Gesellschaft, in der sie leben und arbeiten, zu
fordern. Diese Aufnahmestellen sollten u.a. die
Aufgabe haben:

— die Wanderarbeitnehmer mit der Landessprache
vertraut zu machen;

— sie lber ihre Rechte aufzukldren und sie iiber
das System der sozialen Sicherheit, das Schul-
wesen, die Unterkunftsméglichkeiten usw. zu
informieren;

— es ihnen zu erméglichen, am gesellschaftlichen
und kulturellen Leben des Aufnahmelandes
teilzunehmen und sich in dieses zu integrieren,
gleichzeitig aber ihre eigene Kultur zu bewah-
ren;

— ihnen bei ihren Behoérdenangelegenheiten

behilflich zu sein.

3.2.2. Die Beschdftigungs- und Arbeitsbedingungen
der auslindischen Arbeitskrifte und ihre Integration
in die Unternehmen konnten durch folgendes ver-
bessert werden:

— Ratifizierung des Europdischen Ubereinkom-
mens iiber die Rechtsstellung von Wanderar-
beitnehmern durch alle Mitgliedstaaten und tat-
sidchliche Anwendung dieses Ubereinkommens,
was auch fiir die Konventionen Nrn. 97 und 143
der TAO gilt, sowie schnellstmégliche Verwirkli-
chung des gemeinschaftlichen ,,Aktionspro-
gramms zugunsten der Wanderarbeitnehmer
und ihrer Familienangehdrigen*;

— besserer Informationszugang durch die Einbe-
ziehung von Kriften, die aus denselben Volks-
gruppen wie die auslindischen Arbeitnehmer
stammen oder die deren Muttersprache beherr-
schen, in das Personal der Aufnahmestellen;

— MaBnahmen gegen Diskriminierung in den
Unternehmen;
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— umfassende Wahrnehmung der gewerkschaftli-
chen Rechte, einschlieflich des aktiven und
passiven Wahlrechts in den verschiedenen
Arbeitnehmervertretungsorganen;

— besserer Schutz fiir Grenzganger, die als Zeitar-
beitskrifte von Leiharbeitsfirmen vermittelt wer-
den;

— energischere MaBnahmen gegen die Ausbeu-
tung von Wanderarbeitnehmern durch organi-
sierte Schwarzarbeit.

3.2.3. Die Integration im Wohnungsbereich sollte
vor allem fiir die Wanderarbeitnehmer aus Drittldn-
dern durch folgende MaBnahmen erleichtert wer-
den:

— Aufhebung jeglicher Diskriminierung in bezug
auf den Zugang zu Sozialwohnungen;

— Errichtung eines Europidischen Wohnungs-
fonds, der nach dem Vorbild des ESF arbeiten
kénnte und zum Ziel hitte, unter bestimmten,
noch festzulegenden Bedingungen Renovie-
rungsarbeiten in den nahezu ausschlieBlich von
Auslindern bewohnten, ghettoartigen Vierteln
finanziell zu unterstiitzen; parallel dazu miiiten
in allen Lindern nationale Wohnungsfonds
errichtet werden, die die Aufgabe hitten,

a) Arbeiten zur individuellen Wohnraumver-
besserung zu subventionieren;

b) fiir den gleichen Zweck Darlehen zu niedri-
gen Zinssitzen zu gewdhren;

c¢) in Zusammenarbeit mit den Kommunen,
den zustindigen Ministerien und dem
Europédischen Wohnungsfonds Arbeiten zur
Renovierung von Stadtvierteln durchzufiih-
ren, aus denen die Einheimischen sich
zurickziehen, wobei darauf zu achten wire,
daB die bisherigen Bewohner dieser Viertel
nicht im Zuge der Renovierungsarbeiten
verdrangt werden.

Alle diese MaBnahmen betreffen sowohl die Wan-
derarbeitnehmer als auch Einheimische, die sich in
der gleichen sozialen Lage befinden.

3.2.4. Die Mafinahmen zur Verbesserung der Bil-
dung und Ausbildung von Wanderarbeitnehmern
sollten folgendes umfassen:

— die Forderung einer stirkeren Harmonisierung
der Berufsausbildung und der Qualifikationen
in der gesamten Gemeinschaft mit dem Ziel, die
Unangemessenheit der Bildung, der Ausbildung
und der Qualifikationen zu verringern. Diese
Unangemessenheit fithrte im Jahr 1980 dazu,
daB von den 25 000 Arbeitsplitzen, die im Rah-
men des SEDOC-Ausgleichssystems gemein-
schaftsweit zur Verfiigung standen, nur weniger
als 10% vermittelt wurden, obgleich 18 000
Arbeitsuchende nach einer solchen Titigkeit
Ausschau hielten;

— besondere Anstrengungen zur Vorbereitung der
Arbeitnehmer auf die neuen Technologien und
im Hinblick auf einen Beschiftigungswandel in
den im Niedergang befindlichen Sektoren;

— die Veranstaltung kostenloser Kurse in der
Sprache, die am Aufenthalts- und Arbeitsort der
ausldndischen Arbeitskrifte gesprochen wird.
Diese Kurse miissen methodisch organisiert
werden (am Arbeitsplatz, in Abendschulen, im
Fernsehen usw.), damit alle auslindischen
Arbeitnehmer die fiir eine eventuelle Berufsum-
schulung erforderlichen Kenntnisse erwerben.
Der Erfolg solcher Programme héngt auch von
der Spezialisierung des Lehrpersonals ab, das
nicht nur die entsprechende berufliche Bef#hi-
gung, sondern auch das noétige Verstindnis fir
Probleme der Wanderarbeitnehmer mitbringen
muB. Dieses Lehrpersonal kénnte auch in den
Auslanderkreisen selbst aus den Reihen derjeni-
gen angeworben werden, die von ihrer Grund-
ausbildung her in der Lage sind, eine Lehrauf-
gabe zu iibernehmen. .

3.2.5. Abgesehen von den Problemen, mit denen
sich die Jugend Europas generell konfrontiert sieht,
miissen die jungen Ausldnder unter 25 Jahren, die 40
bis 50 % der gesamten auslindischen Bevélkerung
darstellen, mit dem zusétzlichen Problem der Suche
nach kultureller Identitit fertig werden, und dies im
Spannungsfeld zwischen Kultur ihrer Eltern — die
von der Schule vielfach ignoriert oder geringschitzig
behandelt wird — und der Kultur des sozialen
Umfelds, in dem sie leben. Dieser Identititskonflikt
kann sich in Form eines Generationskonflikts
duBern, kann aber dariiber hinaus auch zu Anomie,
also zu einem Zustand mangelnder sozialer Ord-
nung, fithren.

Um die Lage der Auslinder der zweiten Generation
zu verbessern und ihnen Chancengleichheit zu
garantieren, miissen dringend folgende MaBnahmen
getroffen werden:

— Annahme in den einzelnen Mitgliedstaaten der
erforderlichen MaBnahmen zur Anwendung der
Richtlinien 77/486/EWG iiber die schulische
Betreuung der Kinder von Wanderarbeitneh-
mern und Ausdehnung dieser Richtlinie auf die
Kinder von Wanderarbeitnehmern aus Drittldn-
dern;

— Erteilung eines besonderen Vorschulunterrichts
fiir junge Ausldnder, um zu verhindern, daB} wie
bisher alljahrlich 100000 Auslianderkinder
wegen Schulversagens ohne Schulabschlu8 blei- -
ben;

— Aufstellung spezifischer Lehrprogramme fiir
Auslander (z. B. auch Vorbereitungs-, Nach-
hilfe- und Aufholunterricht) nach dem Muster
jener, die bereits unter der Schirmherrschaft des
ESF und mit Beteiligung des Européischen
Zentrums fir die Forderung der Berufsbildung
(CEDEFOP) zur Anwendung gelangt sind;
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— Aufhebung jeglicher Diskriminierung in den
amtlichen Arbeitsvermittlungsstellen; zugleich
sollte in diesen Stellen auf verantwortlichem
Posten mehr Personal arbeiten, das mit den Pro-
blemen der Auslidnder vertraut ist;

— in den gemeinniitzigen Einrichtungen Aufstok-
kung der Zahl der Sozialarbeiter, die von ihrer
Ausbildung her in der Lage sind, die' Ausldnder
zweckmifBig iiber die Fragen des Sozialrechts
und der sozialen Sicherheit zu informieren;

— Einfiihrung von zwei Systemen des Unterrichts
in der Muttersprache fiir die Kinder der zweiten
Generation;

1. Einbau des Unterrichts in der Mutterspra-
che in den normalen Lehrplan;

2. Einrichtung von besonderen Kursen in der
Muttersprache auBlerhalb des normalen
Lehrplans.

In diesem Zusammenhang wire es zweckmiBig,
besondere Fremdsprachenkurse fiir alle Schiiler ein-
zurichten, wobei selbstverstindlich den Besonder-
heiten eines jeden Landes Rechnung getragen wer-
den sollte.

Da die Zahl der auslindischen Arbeitskrifte, die
eine endgiiltige Riickkehr in ihr Herkunftsland ins
Auge fassen, nicht unerheblich ist, miilte die Ein-
richtung von Klassen vorgesehen werden, in denen
neben dem Unterricht in der Muttersprache auch
Kurse vorgesehen sind, die ausschlieBlich das jewei-
lige Herkunftsland zum Gegenstand haben. Durch
die systematische, parallele Durchfithrung der
erwidhnten Programme wird es den Auslindern
moglich sein, ihre Wahl zu treffen und dabei zu
bedenken, ob sie sich endgiiltig im Aufnahmeland
niederlassen wollen oder nicht.

Nach Ansicht des Ausschusses diirften die zuvor
angesprochenen besonderen Programme jedoch auf
keinen Fall an die Stelle des normalen Unterrichts
im Aufnahmeland treten, sondern miilten mit die-
sem koordiniert werden, ohne die Schiiler zu iiber-
fordern. AuBerdem sollten die Lehrkrifte, die diesen
besonderen Unterricht erteilen, auch dann, wenn sie
vom Herkunftsland bezahlt werden, einer gemisch-
ten Kommission aus Vertretern des Herkunfts- und
des Aufnahmelands unterstehen. Auf diese Weise
wiirde verhindert, daB der von Lehrkraften des Her-
kunftslands erteilte Unterricht im Gegensatz zu den
demokratischen Grundrechten und Instanzen des
Aufnahmelands steht.

3.2.6. Besondere Aufmerksamkeit ist auf die Pro-
bleme der auslindischen Frauen zu verwenden, die
entweder mit ihrem Ehemann oder aus eigener
Initiative ausgewandert sind.

GroBe Anstrengungen werden hier erforderlich sein,
namentlich

— im Bereich der vorberuflichen und beruflichen
Bildung sowie zur Verwirklichung der Gleichbe-

handlung auf dem Gebiet der Beschiftigung
und am Arbeitsplatz;

— zur Einrichtung von Stellen innerhalb der Zen-
tren fiir Familienplanung, die speziell auf die
Bediirfnisse der auslindischen Frauen einge-
stellt sind;

— zur Forderung einer stirkeren Teilnahme der
ausldndischen Frauen am kulturellen Leben.

3.2.7. Was die kulturelle Tradition der Herkunfts-
lander der auslidndischen Arbeitskrifte angeht, so
miiBten die Aufnahmelinder die Moglichkeit bie-
ten, nach diesen Traditionen zu leben und sie beizu-
behalten. Dies darf natiirlich nicht zum Nachteil der
Bemiihungen geschehen, die angestellt werden miis-
sen, um die Ausldnder mit den Lebensbedingungen
und der Lebensweise des Herkunftslands vertraut zu
machen. Zur Forderung des gegenseitigen Verstind-
nisses muB parallel dazu danach gestrebt werden,
den Einheimischen die kulturellen Traditionen der
eingewanderten Auslidnder nahezubringen, um so
einen gewissen Austausch zu ermdéglichen, der
sowohl fiir die Auslander als auch fiir die Einheimi-
schen eine kulturelle Bereicherung bedeutet. Von
den Massenmedien kénnen Radio und Fernsehen
hier eine wichtige Rolle spielen, indem sie Kultur-
programme senden, die sich sowohl an die Auslin-
der als auch an die Einheimischen wenden.

3.2.8. Die Gemeinschaftsregeln auf dem Gebiet
der sozialen Sicherheit bilden ein weitldufiges, kom-
plexes Gefiige. Bedenkt man die verschiedenen bila-
teralen Abkommen zwischen den Mitgliedstaaten
und den Drittlindern, so erweisen sich die Pro-
bleme, die sich fir auslandische Arbeitskrifte aus

- diesen Lindern stellen, als noch schwieriger.

In einer ersten Phase miiiten auf Gemeinschafts-
ebene Initiativen zur Angleichung und Verbesserung
der Systeme der sozialen Sicherheit in folgenden
Bereichen ergriffen werden:

— Zahlung der Familienzulagen;
— Gewihrung der Leistungen bei Arbeitslosigkeit;

— Regelungen fiir die Versetzung in den Ruhe-
stand und die Rentenberechnung;

— Zusammenrechnung aller in den Mitgliedstaa-
ten und im Herkunftsland zuriickgelegten Versi-
cherungszeiten sowie Ubertragung der Versiche-
rungsleistungen in das Herkunftsland;

— soziale Sicherheit der Selbstindigen;

— Moglichkeiten der Wiedereingliederung (siehe
Ziffer 3.3).

In einer zweiten Phase miissen beziiglich der bilate-
ralen Abkommen, die die Mitgliedstaaten mit Dritt-
lindern abschlieBen oder die zur Revision anstehen,
Bemiithungen mit dem Ziel angestellt werden, in
mehr oder weniger naher Zukunft zu einem europi-
ischen Modell bilateraler Abkommen im Sozialver-
sicherungsbereich zu gelangen.
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SchlieBlich sollten besondere Anstrengungen unter-
nommen werden, um die nationalen und lokalen
Verwaltungen besser iiber die nationalen und die
Gemeinschaftsbestimmungen betreffend die soziale
Sicherheit der Wanderarbeitnehmer zu unterrichten.

3.29. Den politischen und staatsbiirgerlichen
Rechten der Ausldnder ist in besonderem Mafe
Vorrang einzurdumen. So wird sich jede verantwor-
tungsvolle Beteiligung und jede Integration im Auf-
nahmeland als schwierig, wenn nicht gar unmdéglich
erweisen, wenn die Auslinder nicht in den Genuf3
der demokratischen Rechte eines Staatsbiirgers
kommen.

Damit sich nun aber ein Staatsbiirger in einer
Gesellschaft, die sich zu den Grundsitzen der
Demokratie bekennt, frei 4uern kann, darf er nicht
unter dem Zwang einer — auch nur potentiellen —
Bedrohung stehen. Die Gemeinschaft und die ein-
zelnen Mitgliedstaaten miissen sich stirker darum
bemiihen, rassistische und fremdenfeindliche Hand-
lungen zu unterbinden. Eine solche Bemiihung
konnte in Form einer Informationskampagne,
namentlich in Rundfunk und Fernsehen, sowie
durch die Schaffung eines Gemeinschaftsnetzes von
,,Beschwerdestellen* Ausdruck finden. In erster
Linie muBl den eingewanderten Auslindern und
ihren Familienangehorigen, die sich in einem Mit-
gliedstaat legal niedergelassen haben, das Aufent-
haltsrecht garantiert werden.

Sodann bedarf es dringend einer Auseinanderset-
zung mit folgenden Fragen, damit schrittweise ein
einheitliches Verfahren zur Erlangung von politi-
schen und staatsbiirgerlichen Rechten, die denen
der Einheimischen des Aufnahmelands vergleichbar
sind, eingefiihrt werden kann:

— Nach wie vielen Aufenthaltsjahren soliten Aus-
linder eine Daueraufenthaltserlaubnis erhalten?

— Nach wie vielen Aufenthaltsjahren sollten Aus-
lander tiber das aktive und passive Wahlrecht
auf regionaler und kommunaler Ebene verfii-
gen?

— Welche Kriterien sollten fir die Einbiirgerung
der Auslinder im Aufnahmeland zugrunde
gelegt werden?

Es erhebt sich die Frage, ob die Einbiirgerung der
Auslinder der zweiten Generation nicht erleichtert
werden sollte. Diese Losung dirfte jedoch keinen
zwingenden Charakter haben.

Angesichts der Dringlichkeit des Problems und im
Hinblick auf eine eventuelle gemeinschaftliche Har-
monisierung in diesen Bereichen ist der Ausschuf} in
Anbetracht der Ergebnisse rechtlicher Untersuchun-
gen und zahlreicher Kolloquien iiber dieses Thema
der Auffassung, daB den Mitgliedstaaten ein Zeit-
raum von finf Jahren fiir den Erwerb dieser Rechte
vorgeschlagen werden kdnnte.

Ein erster Schritt in dieser Richtung bestiinde in der
Empfehlung, in jedem Mitgliedstaat den Wanderar-
beitnehmern aus EG-Mitgliedstaaten das Wahlrecht
zu geben, damit nach und nach, beginnend mit der
Wahlberechtigung bei Kommunalwahlen, jedem
europdischen Biirger die Ausiibung des Wahlrechts
bei den nationalen Wahlen gewéhrleistet wird.

Was insbesondere die europidischen Wahlen angeht,
so konnten die Mitgliedstaaten sich darauf einigen,
daB die Wanderarbeitnehmer aus der Gemeinschaft
die Moglichkeit erhalten, in dem Land, in dem sie
leben, an den Wahlen zum Européischen Parlament
teilzunehmen.

3.3. Moglichkeiten der Wiedereingliederung

Jegliche Politik, die auf die Riickkehr der Auslinder
in ihr Herkunftsland und ihre Wiedereingliederung
in diesem Land abstellt, muB auf dem Grundsatz
der freien Wahl der betreffenden Auslinder beru-
hen. Jede Art von Druck, die auf sie ausgeiibt wer-
den kénnte, wire daher unzulissig.

Uberdies muB der Ausldnder, damit er eine solche
Wahl treffen kann, zuvor iber umfassende, zuver-
lassige Informationen verfiigen, so daB er die Fol- °
gen seiner Entscheidung ermessen kann.

Eine Politik zur Wiedereingliederung der Wanderar-
beitnehmer mufl folgende grundlegende Wesens-
merkmale aufweisen:

— Zusammenarbeit zwischen den betroffenen
Staaten auf bilateraler oder multilateraler Basis;

— Einigung mit den Drittlindern iiber die Aner-
kennung der Diplome;

— Gemeinschaftsaktionen, beispielsweise in Form
einer finanziellen Unterstiitzung von Ausbil-
dungsmafBnahmen im Hinblick auf die Riick-
kehr;

— Entwicklungshilfeprogramme, die beschifti-
gungswirksame Investitionen in den Herkunfts-
landern der Auslidnder umfassen;

— Gewihrung von technischem und wirtschaftli-
chem Beistand an Gruppen von Auslidndern, die
in ihrem Herkunftsland Unternehmen oder
Genossenschaften griinden wollen;

— Gestaltung und Durchfithrung von Berufsbil-
dungsprogrammen im Aufnahmeland nach
MaBgabe der soziodkonomischen Bediirfnisse
der Herkunftslinder der Auslinder und in
Zusammenarbeit mit diesen;

— FErhaltung und Ubertragung der auf dem Gebiet
der sozialen Sicherheit erworbenen Rechte;

— Gewihrung des Rechts, innerhalb von einem
Jahr nach Verlassen des Einwanderungslands in
dieses zuriickzukehren.
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SchlieBlich vertritt der AusschuB die Ansicht, daB3
keiner Wiedereingliederungspolitik voller Erfolg
beschieden sein kann, wenn die offenkundigen
Ungleichheiten zwischen den Industrielindern und
den Herkunftslindern der auslindischen Arbeits-
krifte nicht abgebaut werden.

Auf Gemeinschaftsebene muB eine Politik der Wie-
dereingliederung Hand in Hand mit einer konzer-
tierten Regionalpolitik gehen, der wesentlich
umfangreichere finanzielle Mittel zu Gebote stehen,
damit ein Gleichgewicht zwischen den verschiede-
nen Regionen der Gemeinschaft hergestellt wird.

Allgemeine Bemerkungen

Geschehen zu Briissel am 25. Oktober 1984.

Der Prasident
des Wirtschafts- und Sozialausschusses

Gerd MUHR

Stellungnahme zu dem

— Vorschlag fiir eine Richtlinie des Rates iiber den Schutz der Verbraucher bei der
Angabe der Preise von anderen Erzeugnissen als Lebensmitteln (1)

und dem

— Vorschlag fiir eine Richtlinie des Rates zur Anderung der Richtlinie 79/581/EWG
iiber den Schutz der Verbraucher bei der Angabe der Lebensmittelpreise (2)

(84/C 343/08)

Der Rat beschloB am 17. Januar bzw. am 10. Februar 1984, den Wirtschafts- und
SozialausschuBl nach MaBgabe von Artikel 100 des Vertrages zur Griindung der Euro-
piischen Wirtschaftsgemeinschaft zu dem ,,Vorschlag fiir eine Richtlinie des Rates
iiber den Schutz der Verbraucher bei der Angabe der Preise von anderen Erzeugnissen
als Lebensmittein‘ und zu dem ,,Vorschlag fiir eine Richtlinie des Rates zur Anderung
der Richtlinie 79/581/EWG iiber den Schutz der Verbraucher bei der Angabe der
Lebensmittelpreise* zu héren.

Die mit der Vorbereitung der diesbeziiglichen Arbeiten betraute Fachgruppe Umwelt-
schutz, Gesundheitswesen und Verbrauch nahm ihre Stellungnahme am 2. Oktober
1984 an. Berichterstatter war Herr Ramaekers. ‘

Der AusschuB verabschiedete auf seiner 220. Plenartagung (Sitzung vom 25. Oktober
1984) mit 60 gegen 2 Stimmen bei 13 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme:

1.3.  Er anerkennt die ZweckmaBigkeit diesbeziigli-

1.1. Der Wirtschafts- und Sozialausschu3 begrii3t
die beiden Vorschlige der Kommission fiir Richtli-
nien iber den Schutz der Verbraucher bei der
Angabe der Lebensmittelpreise und der Preise von
anderen Erzeugnissen als Lebensmitteln vorbehalt-
lich nachstehender Bemerkungen.

1.2. Er stellt fest, daB die Kommission hiermit die
Anwendung der im Ersten und Zweiten Programm
fiir eine Politik zum Schutz und zur Unterrichtung
der Verbraucher festgelegten Grundsitze vorschlégt.

() ABL Nr. C 8 vom 13. 1. 1984.
() ABL Nr. C 53 vom 24. 2. 1984.

cher Rechtsvorschriften,

— um einen besseren Schutz der Verbraucher zu
gewihrleisten, indem ihnen zum Zeitpunkt der
Entscheidung tiber einen Kauf die Méglichkeit
geboten wird, einen Menge-Preis-Vergleich vor-
zunehmen;

— um eine bessere Markttransparenz zu erzielen.

1.4. Der AusschuB bekriftigt in dieser Hinsicht die
Stellungnahme, die er 1978 zum Entwurf fiir eine
Richtlinie iiber den Schutz der Verbraucher bei der
Angabe der Lebensmittelpreise abgab und in der er
die Kommission bat, so rasch wie moglich die Vor-
bereitungsarbeiten fiir die Anwendung des Grund-
satzes der Angabe des Preises je MafBeinheit auf die



24.12. 84

Amtsblatt der Européischen Gemeinschaften

Nr. C 343/35

iibrigen Erzeugnisse des tédglichen Bedarfs aufzu-
nehmen.

1.5. Der Ausschull bedauert jedoch, dafl die Kom-
mission diese beiden Vorschlidge so spit vorgelegt
und damit bestimmte Mitgliedstaaten veranlaBt hat,
diesbeziiglich ihre eigenen Vorkehrungen zu treffen.

1.6. Der AusschuB begrii3t das mit den Richtlinien
verfolgte Ziel, ndmlich die Angabe des Verkaufs-
preises und des Preises je MaBeinheit bei allen
Erzeugnissen des tiglichen Bedarfs. Er bittet aber
darum, deutlich zum Ausdruck zu bringen, daB
nicht nur fiir die Festsetzung, sondern auch fiir die
Angabe des Preises aussschlieBlich der Einzelhind-
ler verantwortlich ist. Der Ausschuf} ist ferner der
Ansicht, daf3 die beiden Richtlinienvorschlige zwei
Mingel aufweisen.

2. Unzuldnglichkeit in bezug auf den Geltungsbe-
reich

2.1. Der Geltungsbereich der Richtlinie iiber
,»andere Erzeugnisse als Lebensmittel* ist in man-
cher Hinsicht ungenau. So sind die von der Angabe
des Gewichts oder des Volumens freigestellten
Waren von der Verpflichtung zur Angabe des Prei-
ses je MaBeinheit ausgenommen. Welche Erzeug-
nisse Gegenstand dieser Freistellung sind, bestim-
men aber die Mitgliedstaaten.

Mit dieser Bestimmung koénnte die beabsichtigte
Harmonisierung geschmalert und -eine rechtliche
Unsicherheit fiir die Marktteilnehmer geschaffen
werden.

2.2. Der Geltungsbereich der Richtlinie iiber
,Lebensmittel* weist einen Nachteil anderer Art
auf. Um das unter Ziffer 2.1 beschriebene Problem
zu vermeiden, hat die Kommission eine im Prinzip
erschopfende Liste von Ausnahmen vorgeschlagen,
in der aber beispielsweise rekonstituierte Erzeug-
nisse u. a. m. nicht enthalten sind. Der Auschuf} tritt
dafiir ein, daBl eine wirklich vollstindige Liste auf-
gestellt wird, an der ohne Schwierigkeiten Anderun-
gen vorgenommen werden konnen, um der Weiter-
entwicklung der Erzeugnisse und dem Verhaltens-
wandel Rechnung zu tragen.

3. Unzuliinglichkeit in bezug auf den Zusammen-
hang zwischen dem Preis je MaBeinheit und der
Standardisierung der Fiillmengen und Behiiltnisse

3.1. Den beiden Richtlinienvorschligen zufolge
sind alle Erzeugnisse, die nach auf Gemeinschafts-
ebene festgesetzten Skalen von Fiilllmengen oder
Behiltnissen in den Verkehr gebracht werden, von
der Verpflichtung zur Angabe des Preises je Maf-
einheit ausgenommen.

Der AusschuB} erinnert jedoch daran, daB mit der
Aufstellung dieser Skalen in erster Linie beabsich-
tigt war, die Handelshemmnisse fiir Waren in Fertig-
packungen zu beseitigen, und in zweiter Linie, fiir
ein bestimmtes Erzeugnis die zu dicht nebeneinan-
derliegenden Fiillmengen, die fiir den Verbraucher
irrefithrend sein konnen, soweit wie irgend méglich
einzuschrianken.

Daraus ergaben sich im iibrigen Kostenersparnisse,
die sich fiir die Verbraucher vorteilhaft auswirkten.

3.2. Die innerhalb der Skalen gewdhlten Modelle
sind aber mitunter so zahlreich, und die Mengen
und Volumen liegen oft so nahe beieinander, daB
der Vergleich zwischen Menge und Preis schwierig
werden kann.

Es sei jedoch darauf hingewiesen, daBl eine gewisse
Rationalisierung der Werte stattgefunden hat und
daB die Werte fiir ein und dieselbe Warengruppe in
der Praxis weniger zahlreich sind, als dies aufgrund
der gemeinschaftlichen Skalen zulassig wiire.

3.3. Der Ausschufl hilt an dem bereits zu einem
friitheren Zeitpunkt aufgesteliten Grundsatz fest,

- wonach der Preis je MaBeinheit in den Fillen, in

denen der Vergleich auch weiterhin einfach ist und
ohne Schwierigkeiten vorgenommen werden kann,
durch die Standardisierung der Fiillmengen ersetzt
werden kann.

Er kann sich deshalb damit einverstanden erkliren,
daB die nach Fiillmengenskalen in Verkehr gebrach-
ten Erzeugnisse von der Verpflichtung zur Angabe
des Preises je MabBeinheit ausgenommen werden,
sofern sich die Kommission verpflichtet, die derzei-
tigen Gemeinschaftsskalen zu iiberarbeiten und die
Aufstellung neuer Skalen zu iiberpriifen, um den-
Vergleich von Menge und Preis fiir den Verbraucher
zu erleichtern.

3.4. Andererseits vertritt der Ausschul} die Auffas-
sung, daB der Preis je MaBeinheit schwer durch die
Standardisierung der Behiltnisse ersetzt werden
kann, denn das Behiltnis sagt fiir den Verbraucher
nichts iiber die tatséchlich darin enthaltene Menge
aus.

Der AusschuB ist sich freilich der Schwierigkeit
einer objektiven Unterrichtung des Verbrauchers im
Falle der betreffenden Erzeugnisse bewuBt.

Er bittet die Kommission, die mit dieser Art von
Erzeugnissen verbundenen Probleme einer einge-
henderen Priifung zu unterziehen.

3.5. Nach Ansicht des Ausschusses darf die Ver-
wendung von Mehrfachpackungen (Sammelpackun-
gen identischer, normalerweise nach Gewicht oder
Volumen verkaufter Erzeugnisse in Fertigpackun-
gen) nicht die Moglichkeit bieten, die Bestimmun-
gen der Richtlinie zu umgehen. Diese Uberlegung
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gilt selbstverstindlich nicht fiir die stiickweise ver-

markteten Erzeugnisse, die ohnehin nicht unter die

Richtlinien fallen.

3.6. Im neuformulierten Artikel 8 der zu 4ndern-
den Richtlinie wird im zweiten Anstrich die Freistel-
lung der dort erwidhnten Produkte ausgeschlossen,
sofern gemeinschaftliche Fiillkriterien fir diese
Lebensmittel vorgesehen sind. Dies schafft eine
nicht zu vertretende Unsicherheit. Entscheidend
sind nicht etwaige Vorhaben der Kommission, son-

dern ob gemeinschaftliche Fiillkriterien festgesetzt
sind. Nach Auffassung des Ausschusses sollte daher
in Artikel 8 Ziffer 2 zweiter Anstrich der letzte Halb-
satz wie folgt abgedndert werden: ,, . . . sofern beste-
hende gemeinschaftliche Fillkriterien fiir diese
Lebensmittel einzuhalten sind.*

4. Der AusschuB ist der Ansicht, daB die Fristen
fir das Inkrafttreten der Richtlinie in Anbetracht
der mit ihrer Durchfiihrung verbundenen Schwie-
rigkeiten angepaf3t werden sollten.

Geschehen zu Briissel am 25. Oktober 1984.

Der Prasident
des Wirtschafts- und Sozialausschusses

Gerd MUHR

ANHANG

zur Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses

Abgelehnter Anderungsantrag

Folgender, nach MaBgabe der Geschiftsordnung eingebrachter Anderungsantrag wurde vom
Ausschufl im Verlauf der Beratungen abgelehnt:

Ziffer 3

Ziffer 3.3 sollte folgendermaBen ergiinz; werden:

,»Der Ausschufl ist sich freilich bewuBlt, daB der Rat fiir bestimmte Lebensmittel, darunter
alkoholische Getrianke, Sifte und Wasser noch entscheiden muf3, welche BehiltnisgroBen
innerhalb der Gemeinschaft ,endgiiltig zuldssig* sein sollen und ob diese GréBen in den ein-
zelnen Mitgliedstaaten und innerhalb der Gemeinschaft fakultativ oder obligatorisch sein
sollen. Nach Ansicht des Ausschusses sollte eine Entscheidung iber die Anwendung des
Preises je MaBeinheit bei diesen Erzeugnissen deshalb erst dann getroffen werden, wenn
iiber diese beiden Aspekte Einigung erzielt worden ist.*

Begriindung

Alkoholische Getrinke, einschlieBlich Spirituosen, gehdren zu den Lebensmitteln, fiir die bereits
Normen erlassen wurden, ndmlich durch die Richtlinie 75/106/EWG, geindert durch die Richtli-
nie 79/1005/EWG, in der bestimmte FlaschengroBen festgelegt wurden, die im innergemein-
schaftlichen Warenverkehr zugelassen werden miissen.

Weitere bedeutende Anderungen am Geltungsbereich und an der Anwendung der Richtlinie 75/
106/EWG sind jedoch Gegenstand derzeitiger Verhandlungen zwischen den Mitgliedstaaten und
der Kommission. So sind noch einige wichtige ungekldrte Fragen zu regeln: a) in bezug auf die
Wabhl zwischen 70 cl und 75 cl fiir die auf EG-Ebene ,,endgiiltig zuldssige** genormte Flaschen-
groBe fir Spirituosen, b) in bezug auf eine mogliche Erweiterung der EG-Skala der Flaschengro-
Ben, c) ob den Mitgliedstaaten weiterhin das Recht eingerdumt werden soll, ,,nicht EG-zulidssige*
FlaschengréBen auf dem Binnenmarkt zuzulassen, und d) ob die letztlich vereinbarte Skala der
EG-zuldssigen Flaschengr6Ben wie im Falle von Wein sowohl im innergemeinschaftlichen
Warenverkehr als auch auf den jeweiligen Binnenmirkten der Mitgliedstaaten obligatorisch sein
soll.

Im Interesse der Verbraucher sollte deshalb eine Entscheidung iiber die Anwendung des Preises
je MaBeinheit auf alkoholische Getrinke, Sifte und Wasser erst getroffen werden, wenn sich der
Rat iber die Vorschlige der Kommission beziiglich der vorgeschriebenen FlaschengréBen und
insbesondere dariiber geeinigt hat, ob diese GréBen fiir Spirituosen obligatorisch sein sollen oder
nicht.

Ergebnis der Abstimmung

Ja-Stimmen: 23, Nein-Stimmen: 28, Stimmenthaltungen: 18.







	
	Stellungnahme zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen, die eine selbständige Erwerbstätigkeit — auch in der Landwirtschaft — ausüben, sowie über den Mutterschutz
	Stellungnahme zu dem Vorschlag für einen Beschluß des Rates über ein Programm zur Bewirtschaftung und Lagerung radioaktiver Abfälle (1985—1989)
	Stellungnahme zu dem XIII. Bericht über die Wettbewerbspolitik der Kommission der Europäischen Gemeinschaften
	Stellungnahme zu der Mitteilung der Kommission an den Rat über die Stimulierung von Zusammenarbeit und Austausch im wissenschaftlichen und technischen Bereich in Europa — Plan 1985—1988
	Stellungnahme zum Thema „Die aktuellen Probleme der sozialen Sicherheit in den Mitgliedstaaten der EWG"
	Stellungnahme zu dem Vorschlag der Kommission an den Rat zur Festsetzung der allgemeinen Zollpräferenzen der Gemeinschaft für das Jahr 1985
	Stellungnahme zum Thema „Wanderarbeitnehmer"
	Stellungnahme zu dem — Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über den Schutz der Verbraucher bei der Angabe der Preise von anderen Erzeugnissen als Lebensmitteln und dem — Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtlinie 79/581/EWG über den Schutz der Verbraucher bei der Angabe der Lebensmittelpreise


